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Bekaunt machung. 

Es iſt bereits mehrſach darauf aufmerkſam gemacht worden, daß in der 
Queckenwurzel ein vorzügliches und wohlfeiles Erfagmittel für unſere bisherigen 
Nahrungsſtoffe zu finden ſei. In der Provinz Pommern ſollen die dieſerhalb 
gemachten Verſuche ſehr wohl gelungen ſeyn. Die Verenung des Queckenbrodes 
geſchieht hiernach folgendermaßen: 

die gelblich langen Queckenwurzeln werden gereinigt, demnächſt ſorgfäl⸗ 
lig gewaſchen, etwas hart getrocknet, zu Häckſel geſchnitten und auf der 
Kornmühle gemahlen. Acht Pfund Häckſel geben ſieben Pfund gelbli⸗ 
ches Mehl, dem Gerſtenmehl ganz ähnlich. Dieſes Mehl wird mit einem 
gleichen Theile Roggenmehl, ſelbſt nur mit einem Dritttheile deſſelben 
vermengt, zum Teig eingerührt, geſäuert und gebacken. 

Es iſt mir gegenwärtig ſolches Brod, welches zu zwei Dritttheilen aus 


ueckenmehl und nur zu einem Oritttheile aus Roggenmehl in der hieſigen Pro⸗ 
5 u war, vorgelegt worden und ich habe daſſelbe nicht u er, 
ſondern wohlſchmeckend gefunden. Ich ſinde mich daher veranlaßt, das Publi- 
kum hierauf aufmerkfam zu machen und die Vereitung des Queckenbrodes drin⸗ 
gend zu empfehlen. ich 1 
Ferner bemerke ich, daß das Königliche Landes⸗Oeconomie⸗Collegium auf 
die Benutzung der jungen Rapspflanze hinweiſt, indem dieſelbe ſchnell wächſt, 
ein ſchmackhaſtes dem Spinat ähnliches Gemüſe giebt und dabei auf gutem Vo⸗ 
den ſehr beträchtliche Maſſen liefert. In 4 bis 6 Wochen, unter günſtigen Um⸗ 
ſtänden noch früher, kann ein damit beſätes Feld feinen Ertrag geben. 

Poſen, den 14. Mai 1847. 


Der Ober⸗Präſident des Großherzogthums Poſen. 
v. Ben k m a n N. 


Inland. 


Berlin den 14. Mai. Se. K. H. der Großfürſt Konftantin iſt am 12. 
von hier bereits wieder nach Hannover abgereiſt, um am dortigen Hofe, vor ſei— 
ner größeren Reife nach Fraukreich und England, mit feiner hohen Verlobten, 
der Prinzeſſin Alexandrine von Altenburg, einige Tage zuzubringen. 8 

Wir freuen uns, unſern Leſern die Nachricht mittheilen zu können, daß der 
als Gelehrter wie als Schulmann gleich ausgezeichnete Prof. Bellermann, 
deſſen Geſinnung ſtets allgemeine verdiente Anerkennung fand, von dem Magi— 
ſtrat zum Direktor des Berliniſchen Gymnaſiums zum grauen Kloſter gewählt wor— 
den iſt. Hr. Bellermann, welcher dieſe Stelle bereits während der langwierigen 
Krankheit des verewigten Dr. Ribbeck, ſo wie ſeit deſſen Tode verwaltet hat, er— 
freut ſich der Achtung und Liebe der Lehrer und Schüler des gedachten Gymua— 
ſiums, fo daß die am 11. d. M. durch den Stadtrath Duncker geſchehene 
Mittheilung des Ergebniſſes dieſer von dem Magiſtrat getroffenen Wahl mit Freu— 
den aufgenommen wurde. — Der Dr. Meyen wird die zwei Jahre Feſtungs⸗ 
arreſt, welchen er nach dem Urtheil zweiter Jnſtanz unterliegt, auf der Feſtung 
zu Stettin zubringen. 

Vor dem Stich⸗ oder Abrechnungstage der Getreidehändler (17. d. M.) 
ſcheint keine Hoffnung zu ſein, daß die Getreidepreiſe heruntergehen werden, wenn 
auch die den Saaten fo günſtige Witterung eine ergiebige Ernte verſpricht. Für 
Weizen und Hafer, von welchen Getreide Gattungen jetzt hier eine bedeutende Zu— 
fuhr ſtattfindet, waren bei dem geringeren Begehr danach, ungeachtet aller Anz 
ſtrengungen, keine Höheren Preiſe zu erlangen. Im Ganzen waren die Geſchäfte 
nur matt. 0 

Das fruchtbare, warme und regneriſche Wetter hält an. Die berüchtigten 
drei kalten Tage haben uns in dieſem Jahre keine kalte Stunde gebracht, dagegen 
gefterm (am 13.) Morgens ein faft tropiſches Gewitter mit reichlichem Blitz, Deu⸗ 
ner und Regen. i 5 

(Publiciſt.) Von den wegen der tumultuariſchen Exceſſe des 21. bis 23. 
v. M. noch Verhafteten (1 14 an der Zahl) werden, außer den bereits Abgeur⸗ 
theilten, etwa noch 100 vor Gericht geſtell werden. Die übrigen find theils dem 
Polizeirichter überwieſen, theils entlaſſen. — In dem Polen prozeß werden näch⸗ 
ſtens ſämmtliche Anklagen dem Gerichte übergeben werden können. Sie werden 
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übrigens, getrennt von der Haupt⸗Anklage⸗Akte, in Deutſcher und Polniſcher 
Sprache gedruckt, und den Angeklagten geräumige Friſt vor dem darauf anzu⸗ 
ſetzenden Termin behändigt werden, und zwar ausnahmsweiſe auch den verhafte⸗ 
ten Angeklagten, denen ſonſt in der Regel keine Schriften in das Gefängniß ver⸗ 
abfolgt zu werden pflegen. Wie man hört, haben auf geſchehene Anfrage die 
Juſtiz-Commiſſare in Poſen es faſt ſämmtlich abgelehnt, für die Angeklagten hier 
als Vertheidiger aufzutreten. Das Kammergericht hat die hieſigen Juſtiz-Com⸗ 
miſſare zu freiwilliger Uebernahme der Vertheidigung aufgefordert, und ihnen 
eine Entſchädigung von 6 Thlru. für jeden Termin zugeſichert. Es haben ſich 
aber auch hier nur vier gemeldet. (Spen. Ztg.) 

Berlin. — Weder Confumenten noch Händler wollen jetzt Getreide kau⸗ 
fen, indem ſie der feſten Ueberzeugung leben, daß die Getreidepreiſe nun täglich 
heruntergehen werden. — Es iſt daraus das Erfreuliche zu entnehmen, daß hier 
wenigſtens der Bedarf der Lebensmittel oder der Mangel an denſelben nicht ſo 
groß iſt, als Spekulanten zum Nachtheil der Armen immer glaublich zu machen 
ſuchten, und daß die enorm hohen Preiſe der Lebensmittel größtentheils nur er⸗ 
künſtelt find. — Der hieſigen Kommune werden ſeit Kurzem von vielen Gutsbe⸗ 
ſitzern Kartoffeln für faſt die Hälfte des Preiſes, als jene noch neulich koſteten, 
zum Verkauf angeboten. Für den Wispel guter Kartoffeln wird jetzt nur noch 


20 Thaler gefordert, während man vor einigen Wochen recht gern noch dafür 
34— 38 Thaler zahlte. i 


Dem Hamb. Correſp. wird aus Berlin geſchrieben: „Das Gerücht von der 
Vertagung des Landtages wiederholt ſich; — man erzählt, es ſei die Abſicht des 
Gouvernements, die urſprünglich beſtimmten acht Wochen den Verhandlungen un⸗ 
geſchmälert, zu widmen, — alles Weitere aber erſt bei der Wiederberufung im 
October abmachen zu laſſen.“ i 

Königsberg den 11. Mai. (Z. f. Pr.) Die freie evangel. Gemeinde 
iſt vom Polizei-Präſidenten auf Grund des Patents vom 30. März d. J. aufs 
gefordert worden, den geſetzlichen Beſtimmungen alsbald zu genügen und ihren 
Austritt beim hieſigen Stadtgerichte anzuzeigen, auch daſelbſt die vorgenommenen 
und von Neuem angemeldeten „Civilehen“ contractlich abſchließen zu laſſen. Wie 
man hört, weigert ſich die freie Gemeinde, ihren Austritt aus der alten Kirche 
zu erklären und anzuzeigen, indem ſie behauptet, fie habe ſich nur von der Herr⸗ 
ſchaft des „Conſiſtoriums“ losgemacht; aus der „alten, evangeliſchen Kirche“ 
ſei ſie nicht ausgetreten und wolle es auch nicht, eine Landeskirche aber kenne ſie 
nicht. Wenn Jemand aus der frei-evangeliſchen Gemeinde dem Patente vom 30. 


März $. 17 genügen wolle, was nach den Freiheits⸗Grundſätzen derſelben jedem 


Einzelnen unbenommen bleibe, ſo möge er bei ſeiner gerichtlichen Anzeige gleich⸗ 
zeitig und ausdrücklich erklären: daß er zwar Mitglied der frei-evangeliſchen Ges 
meinde ſei und von der gerichtlichen Civil-Ehe Gebrauch machen wolle, aber durch 
feinen Uebertritt zu der beſagten Gemeinde keineswegs aus der evangeliſchen Kirche 
ausgetreten ſei. 5 

Danzig. — Auf K. Befehl ift die Uebernahme der Pfahlbrücke von Thorn 
auf den Staat zurückgewieſen worden. Die ſtädtiſchen Mittel ſollen indeß zu 
gering fein, um eine Brücke zu erhalten, die auch für den Transport ſchwerer 


Geſchütze geeignet fein muß. — Die von Thorn nach Kulm geſandten Truppen 


find noch nicht zurückgekehrt. Ein Kornmeſſer ſtand dort an der Spitze eines 
Haufeus, welcher die Stadt anzünden und die Speicher plündern wollte. Die 
eigene Frau des Kornmeſſers hat den Auſchlag angezeigt, worauf die Meuterer 
verhaftet wurden. 

Stettin den 12. Mal. Nach der neueſten Zählung hatte am Schluß des 
vorigen Jahres die Provinz Pommern 1 Mill. 149,198 Einwohner, das iſt 
60,458 mehr als im Jahre 1843. Die Geſaͤmmtbevölkerung beſtand aus 
1 Mill. 130,93 1 evangeliſchen, 9797 römiſchkatholiſchen, 16 Griechiſchen 
Chriſten, 1 Menoniten und. 8225 Juden mit und 228 ohne Staatsbürgerrecht. 

— 
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i De. Da Pe. 
Stuttgart. (Schwäb. Merk.) In Folge der bedauerlichen Ereigniſſe in 
Stuttgart am 3. Mai ſind Sr. Majeſtät dem Könige am 5. d. M. Ergebenheits⸗ 
Adreſſen vom ſtändiſchen Ausſchuſſe und von der Stadt Ludwigsburg überreicht 
worden. g 

Wie wir erfahren, ſind dem Stadtrath Gewehre zur Bürgerbewaffnung zur 
Verfügung geſtellt worden; derſelbe Tell jedoch noch keinen Beſchluß gefaßt haben. 
Wir hoffen, daß das Anerbieten dankbar angenommen werde. 

Baden. (Karlsr. Ztg.) Die unverzinslichen Vorſchuͤſſe aus der Staats- 
kaſſe zur Anſchaffung von Saat⸗Früchten, namentlich Saat-Kartoffeln, ſollen bis 
jetzt über 40,000 Fl. betragen. Die Regierung hat ſich mit dem Ankauf und 
der Aufbewahrung von Saat⸗ Kartoffeln nicht ſelbſt befaßt, allein dies war auch 
nicht nothwendig, weil mehrere Gegenden des Landes, beſonders die Orte am 
Kaiſerſtuhl, mit Kartoffeln reichlich verſehen waren und jetzt noch einen großen 
Vorrath beſitzen, aus welchem die ärmeren Orte, mit den Geldvorſchüſſen in der 
Hand, ihren Bedarf befriedigen konnten und ohne Zweifel auch befriedigt haben. 

Aus Franken. — Die Deutſche Publieiſtik hat ſich noch wenig mit der 
Frage beſchaftigt, ob ein mächtiges blühendes Griechenland den Deutſchen Landen 
mehr ſchadet oder nützt, ob Trieſt und der geſammte Deutſche Handel im Mittel- 
meer die Griechiſche oder Engliſche Konkurrenz mehr zu fürchten habe, und doch 
wäre es ſo wichtig, hierüber ſo wie über andere Verhältniſſe Griechenlands zu ei— 
ner klaren und entſchiedenen Anſicht zu gelangen. Die Deutſchen find in Grie⸗ 
chenland mit Undank belohnt worden, aber dennoch werden wir in einem ſelbſt⸗ 
ſtändigen, kräftigen Griechiſchen Volke einen Bundesgunoſſen, beſondes gegen 
die Uebergriffe des Nordens anzuerkennen haben. Daß die Deutſchen Koloniſten 
aus Griechenland verdrängt wurden, iſt aus dem natioualdeutſchen Geſichtspunkt 
wenig zu beklagen. Griechenland iſt für Deutſchland in dieſem Sinne, ein ver⸗ 
Jorener Poſten, aber nicht fo der nördliche Abhang des Balkan. Hierhin müſſen 
wir Deutſche Koloniſten ſchicken, aber fie beſſer beſchützen als die aus Bulgarien 
Vertriebenen. Baiern hat den Rhein mit der Donau verbunden, es wird mit 
ſeinem gewichtigen Einfluß auch Mittel finden, uns die öſtlichen Länder beſſer zu 
öffnen. Von der untern Donau haben wir alsdann ein nahes Jutereſſe an dem 
fruchtbaren und gefunden nördlichen Abhang des Taurus jo wie von Trieſt aus 
an dem Suezkanal und der nahen Fahrt nach den ſchönſten Inſeln der Welt, wel 
che einer ehemaligen Provinz des deutſchen Reichs angehören, welche ſie aber nicht 
mehr allein ſchützen und ausbeuten kann (man denke an die Eugliſchen Eingriffe) 
und vielleicht bald einen Rückfall, auch noch in anderer Beziehung, an dem ge⸗ 
meinſamen Deutſchen Mutterlande ſuchen wird. 
wieder ohne uns unter Engländer, Franzoſen und Ruſſen vertheilt werden, nach⸗ 
dem wir in der neuen zu ſpät gekommen ſind? 

Kaffel. — Die Probenummer des konſervativen Kaſſelſchen Jours 
nals ift fo eben ausgegeben worden. Die Tendenz iſt in derſelben bereits ſehr 
entſchieden ausgeſprochen. Ein leitender Artikel „die deutſch⸗katholiſche Frage in 
Kurheſſen“ knüpft an das Preußiſche Toleranzediet an und geht von der Frage, 
in wie fern daſſelbe maßgebend für die übrigen Deutſchen Staaten fein könne, auf 
die Erörterung der Maßregeln des Heſſiſchen Gouvernements über ſo wie auf die 
Verhandlungen des jüngſten Kaſſeler Laudtags über die Deutſch-Katholiken. — 
Der politiſchen Zeitung iſt ein Feuilleton beigegeben. i 

Der Allg. Ztg. wird aus Athen vom 25. April geſchrieben, daß Herr 
Kolettis dem Engliſchen Geſandten die Bezahlung der jüngſten Zinsrückſtaͤnde 
(700,000 Frs.) zugeſagt habe, fo wie die Kammern fie bewilligt hätten. In 
dem Streit mit der Pforte war nichts von Belang vorgekommen. Die Griechiſchen 
Kaufleute und Schiffer ſollen von den Türkiſchen Beamten bis jetzt nicht auf feind⸗ 
ſeligem Fuße behandelt werden. 
5 Oe ſter rei ch. 

Prag, den 10. Mai. (A. Z.) Die Ueberſchwemmung vom 2ten d. Mts. 
hat großen Schaden angerichtet: eine ungeheure Maſſe Holz wurde weggeriſſen; 
einem Holzhändler allein find 32 Flöße und mehrere Prahmen mit Unterlags⸗ 
ſchwellen, die für die Magdeburger Eiſenbahn beſtimmt waren, weggeſchwemmt 
worden. Die Fluth durchbrach auch die Nothdrücke beim Viaduetbau und zer⸗ 


ſtörte mehrere Krahne, einige mit Granit beladene Schiffe wurden verſenkt. Die. 


Militairſchwimmſchule wurde von den Brückenpfeilern des Viadukts aufgehalten, 
aber von den nachgeſchwemmten Flößen zertrümmert. Bei dieſer Gelegenheit vet- 
teten ſich die mit ihr fortgeführten Schwimmmeiſter, wonach meine frühere Nach- 
richt zu berichtigen if, ; 

Galizien. 

Krakau, den 11. Mai. Geſtern ift hier folgende Bekanntmachung wegen 
Sicherſtellung des Beſitzſtandes der bäuerlichen Grundbeſizer im Krakauer Gebiete 
erlaſſen worden: „Um den Beſizſtand der bäuerlichen Grundbeſitzer im Krakauer 
Gebiete zu ſichern und den Bauernſtand in ſeinem Nahrungserwerb ungeſtört zu 
erhalten, wird auf Grund Allerhoͤchſter Entſchließung Sr. Majeſtät vom 14. 
April 1847 vorläufig Folgendes angeordnet: 1) Grundſtücke, welche am 1. No⸗ 
vember 1815, d. i. am erſten Tage des Monats, welcher auf die am 18. Okto⸗ 
ver 1815 flattgefundene feierliche Kundmachung des Konftitutionss Geſetzes der 
vormaligen Freiſtadt Krakau folgte, im Beſitze von Perſonen des Bauernſtandes 
waren und ſich im Befige der Letzteren am Tage der Erlaſſung der angeführten 
Allerhöchſten Entſchließung noch befanden, dürfen von den Gutsherren nicht ein⸗ 


Oder ſoll auch die alte Welt. 


gezogen werden, ſondern ſie haben dem bäuerlichen Grundbeſitze vorbehalten und 
geſichert zu bleiben. 2) Eben ſo wenig dürſen die auf dieſen Grundſtücken haften⸗ 
den Schuldigkeiten von den Guts-Eigenthümern erhöht oder auf irgend eine Art 
läftiger gemacht werden. 3) Anlangend die Grundſtücke aber, zu deren Genuß 
Leute des Bauernſtandes erſt nach dem 1. November 1815 gelangt find, fo ift 
es den Guts-Eigenthümern, jedoch immer nux mit Vorwiſſen und Genehmigung 
der Behörden, dermalen der Kaiſerlichen Hof⸗Kommiſſion, geſtattet, ſolche ſo 
weit es die beſtehenden Rechtsverhältniſſe zulaſſen, zum eigenen Gebrauche einzu⸗ 
ziehen oder damit nach Belieben zu verfügen, wenn ſie zu erweiſen vermögen, daß“ 
diefe Grundſtücke am 1. November 1815 nicht im bäuerlichen Beſißze waren. 
(unterz.) Moriz Graf Deym. K. Hoftommiſſair. 
Fer ank tel ch er 

Paris den 10. Mai. Alle Oppoſitions-Vlaͤtter, zu denen jetzt auch die 
Preſſe ganz entſchieden gehört, bleiben dabei, daß das Miniſterium ſich, bei 
den Spaltungen in der konſervativen Partei, der Deputirten-Kammer Aenenäber 
nicht mehr halten könne. (S. unt. Paris vom 11.) Die Preſſe behauptet, ver 
Guizot ſelbſt habe vorgeſtern dem Könige die mißliche Lage des Kabinets und die ge⸗ 
bieteriſche Nothwendigkeit eines Miniſterwechſels vorgeſtellt. Ob dies mehr als 
eine Behauptung iſt, muß dahingeſtellt bleiben. Herr Guizot hat zwar in der 
Kammer ſein Bedauern darüber ausgeſprochen, daß mit der Oppoſition, bei der 
ſyſtematiſchen Art, mit der ſie Alles ohne Unterſchied aus bloßer Parteiſucht ge⸗ 
Ir an angreife, keine Verſtändigung möglich ſei; aber bis jetzt hat 

ie Majorität das Kabinet bei den Abſtimmu ü i i in kei 
„ a 7 ungen über die Eule nos in feinem 

Herr Guizot hat vorgeſtern in der Deputirten-Kammer erklärt, daß der Theil 
von Kabplien, nach welchem die jetzige Expedition des Marſchall Bugeaud gehen 
ſolle, nicht der ſei, wohin früher eine Expedition beabſichtigt geweſen, die von 
der Kammer gemißbilligt worden. Der General-Gouverneur habe mlt vollem 
Bewußtſein ſeiner Verantwortlichkeit, die Streitkräfte in Algerien ſo vertheilt 
wie es ihm für das Beſte des Landes räthlich ſcheine, und die Regierung fei nicht 
verpflichtet, dergleichen Sachen vorher der Kammer zur Gutheißung vorzulegen. 
Der Marſchall habe ſich ſtets durch eben jo viel Energie als Beſonnenheit ausge: 
zeichnet. Im voraus könne er, der Miniſter, keine Meinung über die Vortheile 
der Expedition abgeben; dieſelbe werde ftattfinden, und zu geeigneter Zeit werde 
er der Diskuſſion darüber nicht ausweichen. a 

Bei der Diskuſſion der außerordentlichen Marine Kredite in der Deputirten⸗ 
Kammer hob Herr Reger die Nothwendigkeit hervor, daß man den Franzöſiſchen 
Handel im Merikaniſchen Meerbuſen ſchützen muüſſe, worauf Herr Guizot entge⸗ 
guete, daß man die Station dort verſtärkt habe, und daß es wohl nöthig erſchei⸗ 
nen dürfte, noch mehr Schiffe hinzuſenden. Fuer 

Durch die publizirten Briefe des General Cubieres wird beſonders Herr Te: 
ſte, Mitglied der Pairs-Kammer, welcher im Jahre 1842 Miniſter der öffentlic 
chen Arbeiten war und derzeit Präſident des Rechnungshofes iſt, mit einer ſchwe⸗ 
ren Anklage belaſtet. Nach dieſen Briefen nämlich bewarb ſich General Cubieères 
wie ſchon gemeldet, im Jahre 1842 im Namen einer Actien-Geſellſchaft bei bir 
Regierung um die Konzeſſion für die Ausbeutung der Salzminen von Gouhenans; 
ungeachtet des Entgegenkommens der kompetenten Behörden zog ſich die Sache in 
die Länge, und es ſchien, als würde das Geſuch ohne Erfolg bleiben; da ertheilte 
General Eubieres der um die Konzeſſion nachſuchenden Geſellſchaft den Rath, eine 
Unterhaudlung einzuleiten, um das Miniſterium der öffeutlichen Arbeiten mit ei- 
nem Geſchenk von 50 Actien bei ihrem Unternehmen zu betheiligen und auf ſol⸗ 
chem Wege zu der gewünſchten Konzeſſion zu gelangen; dies ſoll auch damals ge⸗ 
ſchehen ſein und den beabſichtigten Erfolg gehabt haben. Die Oppofltionss Fonts 
nale finden die Erklärungen, welche Herr Teſte bereits in der Pairs-Kammer vor» 
läufig über die Sache gegeben für durchaus ungenügend. Der National be⸗ 
merkt, daß ſowohl Herr Teſte, wie Herr Dumon, den Einfluß des Miniſters in 
Konzeſſtons-Fragen zu verringern ſuchten, um die Verautwortlichkeit von ihren 
Schultern zu wälzen; von Anfang bis zu Ende handle es ſich aber hier um Ber 
günſtigungen. Wie auch die Dinge ſich wenden würden, ſo werde der Eindruck 
ſolcher Thatſachen nicht verloren gehen. Der Courrier frangais deutet an 
daß die Erklärungen des Herrn Teſte mit großer Kalte von der Pairs⸗ Kammer 
aufgenommen worden. Herrn Teſte könne man zwar glauben, daß er nichts von 
dieſen Dingen gewußt; er habe aber dennoch zu verantworten, was unter ihm 
geſchehen. 5 

Ju der Vorſtadt St. Antoine, in welcher vorzugsweiſe die Maſſe der Deut⸗ 
ſchen Handwerker wohnt, ſoll eine Deutſche Kirche gegründet werden. 

Wie es heißt, ſoll Prinz Joinville mit dem Geſchwader kelnesweges nach der 
Levante gehen, ſondern nur zwiſchen Sieilien, Algier und Spanien kreuzen und 
dann eine Uebungsfarth nach Breſt und Cherbourg machen. 

Am 28 April find in Metz drei Commiſſalre von Preußen, Frankreich und 
Luxemburg, die Herren Helmentag, Engelhardt und Fock, verſammelt geweſen 
um die Moſel und die Hebungsſtellen der Schifffahrts⸗Abgaben auf der ganzen 
Strecke zwiſchen Koblenz und Naney zu beſichtigen und dann einen Vertrag zwi⸗ 
ſchen den drei Uferſtaaten ſo wie ein Reglement über die Moſelſchifffahrt zu ver⸗ 
einbaren. i 

Man ſagt, daß ber Geſundheits⸗Zuſtand der Herzogin von Orleans ſehr bes 


unruhigend fei, daß die Aerzte dringend darauf beſtänden, ſie ſolle dieſen Som⸗ 


mer in den Bädern von Plombieres verweilen, daß jedoch ein unüberwindliches 
Hinderniß ſich dieſem Vorhaben entgegenſetze, da die Herzogin ſich durchaus nicht 
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von ihren Kindern trennen und der König dagegen auf keinen Fall wolle, daß der 
Graf von Paris, als künftiger Thronerbe . ſich aus ſeiner Nähe entferne. Die 
Prinzeſſin habe alſo, zur großen Betrübniß der ganzen Königlichen Familie, auf 
die Reiſe nach Plombiered verzichtet, obwohl die Aerzte ſchlimme Folgen von die— 
ſer Unterlaſſung fürchteten. a 

Dem Vernehmen nach, will das Miniſterium nun einen Geſetz- Entwurf zur 
Verlängerung der Zollfreiheit auf das Getraide um ein Jahr vorlegen. | 

Zwei Ereigniſſe ſetzen in dieſem Augenblicke, wie die Sema ine erzählt, den 
Faubourg St. Germain in große Aufregung. Die junge, ſchoͤne und geiſtreiche 
Fürſtin de la Tremouille will ſich durchaus dem Theater widmen und im Theater 
francais als Rorane debütiren, und der Graf Anton von Noailles will, nachdem 
er ſich mit der Juli-Regierung ausgeſoͤhnt, die Tochter des Polizei-Präfekten De 
leſſert heirathen. Alle Abmahnungen waren vergebeus, Fräulein de la Tremon- 
ille erklärte, wenn man ſie auch jetzt hindere, jo ſei ſie in einigen Monaten ma⸗ 
jorenn und werde daun doch thun, was ſie wolle, und der Graf von Nonilles 
antwortete, als man [N drohte, ihm und feiner Frau alle Salons des linken 
Seine⸗ Ufers zu verſchlleßen, galt kaltblütig: „Nun, ſo bleibe ich auf dem rech— 
ten Ufer; dort wohnen der König, Herr Guizot, Baron Nothfchild und noch 
viele andere Leute, die ganz anſtändige Salons haben.“ 
Der General- Lieutenant Baron Hurel, Großoffizier der Ehrenlegion und ei— 
ner der Veteranen der Agyptiſchen Armee, iſt vorgeſtern hier geſtorben. 

Die Pairs⸗Kammer hat ſich vorgeſtern als Pairs- Gerichtshof zur Abur⸗ 
heilung des Generals Baron Despans de Cubieres kouſtituirt und die Einleitung 
des Prozeſſes gegen General Eubieres beſchloſſen. 


Heute beſchäftigt ſich die Deputirten-Kammer ausſchließlich mit Petitionen. 


Darunter war eine, welche der Kammer einen Entwurf zur Unterdrückung des Du— 
ells vorlegt. a 

Paris den 11. Mai. Der partielle Miniſterwechſel iſt erfolgt; er erſtreckt 
ſich auf die Departements der Finanzen, der Marine, des Krieges und der öffent⸗ 
lichen Arbeiten. Die Herren Lacave⸗Laplagne, Admiral Mackau und General 
Moline de St. Pon, welche die drei erſteren dieſer Miniſterien inne hatten, ſind 
ausgeſchieden. Herr Dumon, bisher Miniſter der öffentlichen Arbeiten, iſt 
Finanz⸗Miniſter geworden. Der Herzog von Montebello hat das Porte— 


feuille der Marine und dex Kolonicen erhalten. 
Spanien. 
Madrid den 4. Mai. Morgen wird die Königin ihren Aufenthalt nach 
Aranjuez verlegen. Ein Theil des Hofſtaates wird fie begleiten und der Miniſter⸗ 
Präſident, fo wie der Kriegs⸗Miniſter, werden dort an ihrer Seite verbleiben. 
Auch die Geſandten Englands und Frankreichs werden dort ihren Aufenthalt neh⸗ 
men. Manu glaubt daß die Königin ſpäterhin den Escurial oder la Granja be⸗ 
ziehen werde. 8 
Vergeblich haben die Miniſter ſich bemüht, den König zu bewegen, feine Ge— 
mahlin nach Aranjuez zu begleiten. Er beharrt darauf, geirennt von ihr zu 
bleiben oder allenfalls das nur zwei Meilen von hier entfernte Luſtſchloß el Pardo 
zu beziehen. Die wenigen Perſonen, welche den König umgeben und wiederum 
von anderen Jutriguanten, die ihre Vorſchriften aus dem Ausland erhalten, ges 
leitet werden, beſtärken den König in dieſem Vorhaben und ſcheinen auf einen 
Schlag zu rechnen, der während der Abweſenheit der Königin hier ausgeführt wer— 
den ſoll. Das miniſterielle Blatt el Tiempo, ſagte vorgeſtern: „Man beab— 
ſichtigt, einer hohen und erlauchten Perſon eine Fülle der Macht zu ertheilen, die 
nur durch Beeinträchtigung der rechtmäßigen Befuguiſſe der Krone, die durch die 
Perſon Iſabella's II. vertreten werden, gedeihen kaun. Wie mau ſagt, würden 
die zu dieſem Vehuf in Bewegung geſetzten Mittel darauf ausgehen, die bekla⸗ 
genswerthen, in erhabenen Regionen obwaltenden Zwiſtigkeiten bis zu einer boden⸗ 
loſen Kluft zu erweitern und, wenn einmal das, was des allgemeinen Beſteus 
wegen, als vereint erſcheiuen jollte, getrennt ſein wird, im Innern des Palaſtes 
eine Revolution auszuführen, in Folge deren das Königliche Paar mit Perſonen 
umgeben werden ſoll, die dem Syſtem der unumſchränkten Monarchie ergeben 
ſind. Da das Gegenmittel nicht in unſeren Händen iſt, jo müſſen wir die Greig- 
niſſe abwarten und den Fluch der Geſchichte auf diejenigen herabrufen, welche den 
beweinenswerthen Zuſtand unſeres Landes herbeigeführt haben.“ 

Man hat bemerkt, daß in der letzten Zeit Herr Gonzalez Bravo und deſſen 
Gattin, eine ehemalige Schauſpielerin, häufig von der Königin empfangen wur: 
den. Auch hieß es, daß der Bruder jener Dame, der Schauſpieler Romea, zum 
Schatzmeiſter der Königin ernannt werden und eine Wohnung im Palaſt erhalten 
würde. Dem Intendanten des Königlichen Hauſes iſt es indeſſen gelungen, dieſe 
Ernennung für jetzt zu hintertreiben. Dagegen hat die Königin dem Veſuche der 
Oper entſagt und bringt jetzt die Abende im Spaniſchen Theater zu. Neben ihr 
ſitt gewöhnlich ihr Kabinets⸗Sekretair, der frühere Schauſpieler Herr Vega, und 
die Loge, welche der ihrigen gegenitberliegt, pflegt von dem General Serrano 
eingenommen zu werden. Jebe Bewegung, welche die Königin mit der Hand 

oder dem Fächer vornimmt, wird von einem Theile der Zuſchauer zum Gegenſtaude 
böswilliger Auslegung gemacht. Morgen ſoll in dieſem Theater ein neues Stück: 
„La reina y los fayoritos“ (die Königin und die Günſtlinge), aufgeführt werden. 
Der Graf von Caſtellä kam (wie bereits erwähnt) am 28. v. M. von Rom 
hier an und überreichte der Königin ein neues Schreiben des Infauten Don Enri⸗ 
que, in welchem er fie erſucht, feiner mit der Schweſter des Grafen abgeſchloſſenen 
Ehe ihre Beſtätigung ertheilen zu wollen. Die Miniſter haben der Königin ange- 
rathen, der Bitte des Jufanten zu willfahren, der in Folge jenes Ehebündniſſes 
ſein Recht auf die Thronfolge verlieren wird. 


Obgleich wir hier den traurigen Ausgang eines Ehebündniſſes, auf welches 
man die Zukunft Spaniens ſtützen zu können vermeinte, vor Augen haben, ſo 
hat ſich doch auch der dritten Tochter des Infanten Don Francisco de Paula, der 
Jufantin Dona Joſefa, die Heirathsluſt fo ſehr bemeiſtert, daß ſie am 1. d. M. 
im Begriff ſtand, ſich insgeheim mit einem Abenteurer aus der Havanna, der 
während des Bürgerkrieges als Lieutenant in einem berüchtigten Freicorps diente, 
zu vermählen und nur durch das Einſchreiten der Behörde, die den Geiſtlichen, 
welcher die Trauung verrichten ſollte, verhaften ließ, daran verhindert wurde. 
Der Infant Don Enrique beruft ſich bekanntlich darauf, daß die Wiederherſtellung 
der verletzten Ehre ſeiner Braut die förmliche Abſchließung der Ehe nothwendig 


mache. Daſſelbe Argument ſoll ſeine eben erwähnte Schweſter auf ſich zur An⸗ 
wendung bringen wollen. Sie fährt nach wie vor an der Seite der Königin 
ſpazieren. 


Die Regierung hat die Chaſſeur-Kompagnieen faſt ſämmtlicher Regimenter der 
Armee in Eilmärſchen auf Madrid marſchieren laſſen, und zwanzig derſelben find 
bereits in der Umgegend hier eingetroffen. Man erfährt bis jetzt nicht den eigent⸗ 
lichen Zweck, welcher dieſer außerordentlichen Maßregel zum Grunde liegt. 

Heute werden die Sitzungen der Cortes auf unbeſtimmte Zeit eingeſtellt werden. 

Der Praſident des Kongreſſes, Herr Caſtro y Orozeo (Marquis von Gerona), 
ſoll ſich als Geſandter nach Rom begeben, ſobald Mſgr. Brunelli hier eingetroffen 
ſein wird. a 

Nachrichten aus Liſſabon vom 28. v. M. melden die Auflöfung des Mi⸗ 
niſteriums Saldanha. Unterdeſſen ſtanden die Truppen der Königin unter den 
Befehlen des Grafen von Vinſaes denen der Rebellen unter Sa da Bandeira und 
Mello vor Setubal gegenüber. Der Baron Renduffe ſoll den Vicomte von Car- 
reira, dem die Erziehung der Portugieſiſchen Prinzen übertragen werden wird, als 
Geſandter in Paris erſetzen. 

Köln den 12. Mai. (Tel. Dep.) Die Cortes find am 5. Mai auf un⸗ 
beſtimmte Zeit vertagt worden. l 


Großbritannien und Irland. 

London, den 8. Mai. In Folge der doppelten Niederlagen des Miniſte⸗ 
riums in der geſtrigen und vorgeſtrigen Sitzung des Oberhauſes über die Irländi⸗ 
ſche Armenbill ſpricht man wieder viel von einer bevorſtehenden Koalition zwiſchen 
den Whigs und den Auhängern Sir R. Peel's. Das Gerücht bezeichnet bereits 


Sir Sidney Herbert als den Nachfolger Lord Auckland's in dem Poſten des erſten 


Lords der Admiralität und Sir James Graham als Nachfolger des General- 
Gouverneurs Sir Henry Hardinge in Oſtindien. 

In der geſtrigen Unterhaus⸗Sitzung brachte Herr Hume die miniſte⸗ 
rielle Niederlage im Oberhauſe zur Sprache und ſtellte die Frage, ob die Regie⸗ 
rung mit der au der Tagesordnung ſtehenden Bill wegen Bewilligung von 620,000 
Pf. als Vorſchuß für drei Irländiſche Eiſenbahnen fortzufahren gedenke, und ob 


etwa das, was im Oberhauſe geſchehen ſei, irgend eine Veränderung in der Lage 


der Dinge bewirken konne. Lord John Ruſſel erwiederte darauf: „Ohne ir» 
gend eine Bezugnahme auf das, was in dem anderen Haufe des Parlaments ge= 
ſchehen ſein mag, erlaube ich mir doch die Erklärung, daß es meine Abſicht iſt, 
die zweite Verleſung der Bill bis zum nächſten Freitag auszusetzen.“ (hört! hört!) 
Man ſchlieht aus dieſer Erklärung, daß die Regierung am Ende doch zur Parla⸗ 
mentsauflöſung ſchreiten werde. Im weiteren Verlaufe der Verhandlungen beant- 
wortete Lord J. Ruſſel die Frage, ob die Regierung ein Ausfuhrverbot von 
Getreide erlajjen werde, da im vorigen Monate allein 134,000 Quarters aus⸗ 
geführt wurden, verneinend. Der Miniſter des Junern machte darauf einige 
Mittheilungen über den Umfang der Auswanderung aus Irland. Seit dem 
15. Januar waren in Liverpool allein 180,000 Irländer angekommen, davon 
40 — 50,000 nach Amerika gegangen, andere Tauſende in das Innere Englands 
gezogen und ungefähr noch 80,000 in Liverpool geblieben. Die Anfrage, ob 
die Regierung Angeſichts dieſer Thatſachen die Heimaths-Geſetze in Irland nicht 
einer Aenderung unterwerfen wolle, verneinte der Miniſter, doch ſoll durch Er⸗ 
richtung ſchwimmender Hospitäler und Unterfuchung der Ueberfahrts- Schiffe die 
Verbreitung von Krankheiten verhindert werden. 

Nach Berichten aus Dublin vom 6. d. M. ſind in Limerick einige, wenn auch 
nicht ernſtliche Ruheſtörungen in Folge der Entlaſſung eines Theils der bei öffent⸗ 
lichen Bauten angeſtellten Arbeiter entſtanden. — Der Krankßeitszuſtand Lord 
Besborough's iſt noch unverändert. N 

Bei dem Vombardement vor Veracruz wurden im Ganzen 6700 Kugeln 
und Bomben im Gewicht von 403,590 Pfund in die Stadt geſchleudert, darun⸗ 
ter 3000 Stück 90 Pfund-Vomben und 1000 Stück Pairhans⸗Bomben zu 68 
Pfund. Die Stadt hat ſehr gelitten, die Hälfte ſoll zerſtört fein. * 


Vereinigte Staaten von Nord⸗Amertka⸗ 
London, den 7. Mai. (B. 5.) Das Patetfhiff „Arcole“ hat Nachrichten 
aus New-Pork vom 13ten, das Paketſchiff „orkſhire“ vom 18. April über⸗ 
bracht, welche Näheres über die Vorgänge in Veracruz melden. Die Capitula⸗ 
tions⸗Bedingungen ſind im Weſentlichen fol gende: Die G amifon ſtreckt als Rriegs- 
gefangene die Waffen, zieht mit Kriegesehren aus, wird in die Heimath entlaſſen 


und verpflichtet ſich, vor erfolgter Auswechſelung nicht gegen die Vereinigten Staa⸗ 


ten zu dienen. Alles Staats-Eigenthum geht in den Beſitz der Vereinigten Staa⸗ 
tn über; das Privat-Eigenthum bleibt unverletzlich, die Religionsübung unge⸗ 
ſtört, und die Offiziere und Soldaten der Garuiſon erhalten die Erlaubniß, noch 
fünf Tage in der Stadt zu bleiben, um ihre Privat Angelegenheiten zu ordnen. 
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Es wird behauptet, daß ſich in der Nacht vom 28. März in einer Entfer⸗ 
nung von 12 bis 15 Miles von Veracruz ein zum Entſatz beſtimmtes Mexikaniſches 
Corps von 9000 Mann gezeigt habe, von den Dragonern unter Oberſt Harvey 
aber verjagt worden ſei. Der in Scott's Depeſche angekündigte Angriff auf Al⸗ 
varado follte am 30. März ſtatthaben. Der Beſitz des Ortes ſcheint von Wich⸗ 
tigkeit, weil das Amerikaniſche Heer aus der korureichen Umgegend ſeine Zufuhren 
zu beziehen hat. 


Vermiſehte Nachrichten. 

Bei einem Verbote der Getreide Zeitkäufe ſchreibt die Berl. Spen. Ztg. dürf⸗ 
ten etwa, hoch angeſchlagen, 50,000 Menſchen, die in dergleichen unſolide Ge— 
ſchäfte jetzt verwickeit ſind, betheiligt ſein und in pekuniärer Beziehung mehr oder 
minder leiden. Von politiſch⸗rechtlichem Standpunkte betrachtet, würde es aber 
vorzuziehen ſein, oben angegebene Zahl eher, als 15 Millionen Menſchen, 
welche der Preußiſche Staat zählt, leiden zu laſſen. 

Ein Aufſatz in der Zeitſchrift des landſchaftlichen Central-Vereins ber Pro⸗ 
vinz Sachſen berechnet, daß der Bedarf der Geſammteinwohnerſchaft Preußens 
bis zur nächſten Erndte an Brodkorn (Roggen) noch mindeſtens 666,666 Wſpl. 
betrage. 

Leipzig. (Abſatz von Pianoforte⸗Inſtrumenten.) Als eine Anz 
erkennung Deutſcher induſtrieller Leiſtungen kann ein Antrag gelten, den kürzlich 
der bekannte Pianoforte-Fabrifant Bretſchneider in Leipzig aus Schweden auf 
1000 Inſtrumente ſeiner Conſtruktion erhielt. Zur Ausführung dieſes Auftrags 
wird der anderweit viel beſchäftigte Mann voller fünf Jahre bedürfen. Bekannt⸗ 
lich erfreuen ſich die Leipziger Inſtrumente eines bedeutenden Rufs nicht nur in 
Deutſchland, ſondern auch im nahen und fernen Ausland. Alljährlich werden 
etwa 1500 Stück gebaut, die eine Werthſumme von circa 200,000 Rthl. er⸗ 
geben und von einigen 20 Fabriken geliefert werden. Die darin beſchäftigten Ar- 
beiter verdienen wöchentlich 3 bis 5 Rthlr. Es iſt dieſer Induſtriezweig um fo 
werthvoller, da die Arbeitslöhne den Hauptfaktor der Werthſchaffung ausmachen. 


In Bradford (England) ſtarb kürzlich Jemand, deſſen Teſtameunt feiner 
Wittwe zweiter Ehe 5000 Pfund Sterl. vermachte, jedoch unter der ausdrücklichen 
Bedingung, daß fie binnen ſechs Monaten nach feinem Tode wieder verheira- 
thet ei! Da die Wittwe noch ziemlich jung und nicht häßlich war, meinte man, 
daß ihr die Erfüllung dieſer Bedingung keinesweges ſchwer fallen würde. 

Ein Füufſchillingsſtück von Carl II., König von England, wurde neulich aus 
dem Nachlaſſe des Obriſten Durrant in öffentlicher Auktion an einen antiquariſchen 
Liebhaber für 155 Pfund Sterl. verkauft. 

Unſer Generalpoftmeifter hat dem Miſſions⸗Verein zur Verbrei⸗ 
tung des Chriſtenthums unter den Juden Portofreiheit bewilligt. Auch der 
Kleinen hat er ſich angenommen, und dürfen auf den Fahr-Poſten künftig 
auch Kinder unter vier Jahren, die bisher von der Poſt exelndirt waren, unter 
der Obhut älterer Perſonen befördert werden. 

Ein Reiſender aus Ungarn erzählt viel von der Sympathie, welche die 
Ungarn für die Preußen haben, von der Begeiſterung, mit welcher man die 
Thronrede geleſen, und ſetzt hinzu, daß er überall, wo man erfahren, daß er ein 
Preuße ſei, mit beſonderer Rückſicht behandelt worden wäre. 

Die Zeitungen theilen als Curioſum aus Leipzig mit, daß es vor einer 
Reihe von Jahren 40,000 Menſchen und 32 Bäcker zählte, jetzt aber 80,000 
Menſchen und nur 34 Bäcker dort wohnen, daß ſich alſo die Bäcker nur um zwei 
vermehrten, während ſich die Einwohnerzahl verdoppelte. (Es ſind die Landbäk⸗ 
ker nicht mitgezählt.) a 2 

Der gegenwärtig in, Genf ſich aufhaltende Karl Heinzen, welchem in 
verſchiedenen Blättern mehrmals die Autorſchaft der neuerdings erſchienenen revo⸗ 
lutionären Flugblätter zugeſchrieben wurde, hat den Redakteur der Allgemeinen 
Zeitung, Herrn Guſtav Kolb, ebenfalls wegen ſolcher Anſchuldigungen auf Piz 
ſtolen oder krumme Säbel gefordert. Letzterer giebt nun auf dieſe Forderung die 
humoriſtiſche Antwort: Herr Heinzen habe mit den in ſeinem „Rechen-Exempel“ 
dem Eiſen geweihten 1 500 bevorzugten Hälſen vorerſt genug zu thun, ehe er an 


Stadttheater in Poſen. 

Dienſtag den 18ten Mai zum Veneſiz für Herrn 
Fiſcher: Pelva, die Waiſe aus Rußland; 
Melodrama in 2 Abtheilungen von Louis Angely, 
Muſik von Blum Mit drei zur Handlung paflen- 
den Tableaux als Vorſpiel. Iſtes Tableau: Der 
Brand in Moskau. 2tes Tabl.: Der Rückzug der 
Franzoſen aus Moskau. Ztes Tabl.: Die Ankunſt 
in Paris. — Hierauf der dritte Akt aus „Robert 


der Teufel“; große heroiſche Oper in 5 Akten von 


Meyerbeer. 


Bekanntmachung. 

Der Grundbeſitzer Mathias Mlynarek zu 
Inowraeclaw iſt durch das Erkenntniß J. Suftanz 
des unterzeichneten Ober⸗Landesgerichts vom heuti⸗ 
gen Tage für einen Verſchwender erklärt worden. 

Bromberg, den 4. Mai 1847. 

Königliches Ober⸗Landesgericht. 
Erſter Senat. 2 


Nothwendiger Verkauf. 


Land⸗ und Stadtgericht zu Schroda. 


Die in Lagiewnik sub No. 4. belegeue, den 
Ludwig Krügerſchen Eheleuten gehörige, aus 
einem Wohnhauſe, einer Scheune, Remiſe, einem 
Stalle, zwei Brunnen, und 683 Morgen Ackerland, 
ſo wie zwei Obſtgärten beſtehende Ackerwirthſchaſt, 
nach der Pauſch und Bogen-Taxe auf 2588 Rthlr. 
17 Sgr. 6 Pf., und nach der Ertragstare abgeſchätzt 
auf 6750 Rthlr. 8 Sgr. 4 Pf. zufolge der nebſt Hy- 
pothekenſchein und Bedingungen in der Regiſtratur 
einzuſehenden Taxe, ſoll 

am 21ſten Juni 1847 Vormittags 10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Alle unbekannten Realprätendenten werden aufges 
boten, ſich bei Vermeidung der Präklufion ſpäteſtens 
in dieſem Termine zu melden. 


f Auktion. 

Mittwoch den 19ten Mai Vormittags 9 
Uhr ſollen auf dem hieſigen Land⸗ und Stadtgerichts⸗ 
Zimmer No. 2. 30,000 Stück Cigarren öffentlich 
verkauft werden. 


Seebad Zoppot bei Danzig. 

Die Saiſon beginnt wie gewöhnlich auch in dieſem 
Jahre am 15ten Juni. Die reizende Lage Zoppot's, 
fein ſchöner ſicherer Strand, die Bequemlichkeiten 
feiner Badeeinrihtungen und feine übrigen Vorzüge 
find zu bekannt, als daß fie einer beſonderen Auprei⸗ 
ſung bedürften; es ſei hier nur bemerkt, daß ſich 
Zoppot vorzugsweiſe für ſchwächliche und ſehr reiz⸗ 
bare Individualitäten unter der großen Klaſſe von 
Kranden, welchen ſich Seebäder nützlich beweiſen, 


eignet. — In der A 
lichen und natürlichen Mineralwäſſer vorräthig. 
Beſtellungen und Aufträge nimmt das unterzeich— 
nete Comité an. 
Zoppot, den 10. Mai 1847. 
Das Bade-Comité. 


Das Alaunwerk Gleiſſen 


macht hiermit der vielen Anfragen halber bekannt, 
wie nach mehrjährigen Bauten daſſelbe ſolche erwei— 
terte Anlagen erhalten, daß täglich mindeſtens 30 
Centner des eiſenfreieſten Kali-Alaun — 
nicht Ammoniak-Alaun, geſchweige des Alaun-Sur⸗ 
rogats der ſchwefelſauren Thonerde — gewonnen wer⸗ 
den, und demnach alle Aufträge, welche in frühern 
Jahren abgelehnt wurden, gegenwärtig berückſichtigt 
werden können. Proben, um Verſuche über den Ei— 
ſengehalt gegen andern Alaun anzuſtellen — wo— 
durch allein ſein Werth mit bedingt wird — wer⸗ 
den gratis ertheilt, und ſind Beſtellungen zu rich— 
ten an das 


von Müllerſche Alaun⸗, Berg⸗ und 


Hüttenwerk 


zu Gleiſſen. 


Auf den Wunſch des Hrn. Gelbgießermeiſter Selke 
(am alten Markt No. 10. hierſelbſt wohnhaft) bringe 
ich hiermit zur Kenntniß meiner Kollegen, daß mir 
derſelbe die durch Einführung der neuen Landes- 
Pharmacopöe nöthig gewordenen Dampf- und De- 
flillir⸗Apparate zu meiner vollſtändigen Zufriedenheit 
geliefert hat, fo daß ich ihn als einen intelligenten 
und geſchickten Arbeiter mit voller Ueberzeugung em» 
pfehlen kann. R. Körber, Apotheker in Poſen. 


Das 


7 7 
Pianoforte-Magazin 
von 
C. Jahn 

Poſen, Vreslauerſtraße No. 4., 
ift neuerdings aus den vorzüglichſten Manufakturen 
auf das Vollſtändigſte und Preiswürdigſte durch 
Selbſtauswahl affortirt, und alles Uebrige bekannt. 


Arnold Witkowski— 


Meinen Leder⸗Ein- und Verkauf habe ich jetzt 
in meinem Hauſe Waſſerſtraße No. 17. f 
C. A. Hartwig, Gerbermeiſter. 


Plebejer-Köpfe zu gehen brauche. 


potheke des Orts find alle künſt⸗ 


Zur bevorſtehenden 
Jahreszeit empfiehlt Unter⸗ 
zeichnkter eine Auswahl vorräthi⸗ 
ger Schmetterlingskaſten 
ſowohl mit Kork- als mit Filz⸗ 
boden, wie auch verſchiedene Putzköpfe, welche 
wegen ihrer Dauerhaftigkeit den bisher üblichen 
Wieden, ne vorzuziehen ſind; auch werden ver⸗ 
ſchiedene Buchbinder⸗ und Galanterie-Ar- 
beiten verfertigt, und bittet derſelbe um ferneren 
geneigten Zuſpruch. 

C. V. Laute, i 
Buchbinder und Galanterie-Arbeiter, auch Verfertiger 

\ von Putzkopfen ) 

in Poſen, Wilhelmsſtraße No. 14. 


— ; 
— 

1 A 
IIIN 


II 


Geräumige helle Gewölbe zu 


Wollniederlagen 


zu vermiethen ſalten Markt No. 54. bei 
Ernſt Weicher. 


Wollniederlagen, 


wie auch mehrere trockene Remiſen empfiehlt 
J. M. Pietrowski, 2 
Hötel à la ville de Rome Breslauerſtraße. 


Wollsackdrillich 
und 


Wollsackleinwand 


iſt zu billigen Preiſen in großer Auswahl vorräthig 
in der 


Leinwandhandlung 
von 
J. A. Löwinsohn, 
Markt No. 84. 


Markt No. 52. 
find Woll⸗Niederlagen zu vermiethen. 


— — 


ALTE rn ̃ 

In dem Eckhauſe Wronker⸗ und Krämerſtraßen⸗ 
Ecke No. 320. it ein Keller von drei Abtheilungen 
fofort, der Laden und eine Remiſe vom Iſten Okto⸗ 
ber d. J. ab zu vermiethen Das Nähere iſt bei 
dem Eigenthümer No. 2. Wronkerſtraße zu erfragen. 
„ !üłñł1é:.ſä . ͤ-?'vL —— 


n Breslauerſtraße No. 40. verkaufe ich wies 


der gute und ausgetrocknete Waſchſeife 71 Pfd. 


für 1 Rthlr. Für gute Seife und reelles Gewi 
garantirt . = 2 abe 
Seifenfieder. 


(Hierzu zwei Beilagen) 


den 17. Mai 1847. 


Erſte Beilage zur Zeitung 


112. 


Landtags⸗ Angelegenheiten. 
Sitzung der Kurie der drei Stände am 8. Mai. 
a (Schluß) 


In Beziehung auf denſelben Gegenſtand iſt 


(fährt fort): iti 
Müller ein Petitionsantrag einge- 


Herren Abgeordneten Dolz und 8 
92 0 5 den an die vierte Abtheilung gewicſen habe Das Petitum geht 
dahin. die Verhandlungen ſtatt wie bisher durch die Allgem. Preuß. Zeitung, 
durch ein Extrablatt zu veröffentlichen. Da nun ſchwerlich die Abtheilung ſich 
nachträglich damit beſchäftigen konnte, ſo hat der Herr Direktor derſelben mir 
anheimgegeben, die Sache hier zur Sprache zu bringen; ich frage daher, ob 
die Herren Antragſteller zur Begründung derſelben noch etwas anzubringen haben. 

Referent: Die Allg. Preußiſche und Verliniſchen Zeitungen haben die⸗ 
ſen Modus bereits beobachtet; beſonders die Voſſiſche, die Allg. Preuß. Zei⸗ 
tung ſtellt es vorn; ob es vorn oder hinten ſteht iſt egal. ke 

Marſchall: Wir können zur Frageſtellung kommen. Wie ich vorher 
verſtanden habe, hat jedoch dieſe Anſicht Unterſtützung gefunden, mehr als 24 
Mitglieder haben ſich für die Bitter erhoben. (Ruf zur Abſtimmung.) Der 
Antrag, daß eine Bitte an Se. Mäjeſtät deshalb gerichtet werde, findet wohl 
keine Anterftügung? (Einſtimmig: Nein.) 

Referent lieft ad 8. 24. 3. des Gutachtens vor: 3) wünſcht Petent 
Aldenhoven, daß die Berichtigung der Protokolle nicht in die Macht des Mar⸗ 
ſchalls gegeben würde. Die Abtheilung konnte zwar eine hieraus zu folgernde 
Beſorgniß nicht theilen, hielt es aber einſtimmig, größerer Deutlichkeit wegen, 
für zweckmäßig, wenn bei dieſer Veſtimmung noch geſagt werde, „Der Mar- 
ſchall habe, wenn er das Protokoll mit der Verhandlung übereinſtimmend 


Marſchall 


ſinde, desfallſige Genehmigung unbedingt zu ertheilen.“ Ich muß mich hierbei 
eines Redaktions⸗Fehlers anklagen, es hätte heißen müſſen „Bericht“, nicht 
„Protokoll“ 


Marſchall: Der Vorſchlag geht dahin, daß das Wort »unbedingt« 
hier eingeſchaltet werde. Findet der Vorſchlag Unterſtützung? 
(Wird nicht unterflügt.) 

Referent verlieft das Gutachten zu §. 21 Paſſus 4. Der letzte Paſ⸗ 
ſus dieſes Paragraphen: „Ebenſo iſt Unſer Kommiſſarius befugt, die Ver⸗ 
öffentlichung einzelner Verhandlungen zu unterfagen« „wurde Gegenſtand des 
Angriffs beider Petenten. Die Abtheilung war einſtimmig der Anſicht, es 
ſei wünſchenswerth, dieſe Beſtimmung aufgehoben und nur der Verſammlung 
ſelbſt eine desfallſige Beſchlußnahme anheimgegeben zu ſehen, indem daſſelbe 
Vertrauen, welches die Verſammlung, berufen, auch den Wegfall dieſer Be⸗ 
ſtimmung zu begründen, geeignet erſcheine, und ſagt: Der Königl. Kom⸗ 
miffar iſt nicht anweſend, und wir können alſo wohl die Berathung dieſes 
Paraphen bis zu feiner Rückkunft ausſetzen. 

Staas⸗Miniſter Uhden: Da ich keine Vollmacht habe, fo halte ich es 
für zweckmäßig. ’ 

Abg. v. Saucken: Ich habe mir erlaubt, mein Amendement dahin zu 
ſtellen, daß zu $. 25. der Geſchäfts⸗Ordnung noch eingeſchaltet werde, daß 
die Verſammlung, bevor fie zu anderen Geſchäften übergeht, nach ihrem Zu⸗ 
ſammentritt Auch die Prüfung der Wahlen ihrer Mitglieder vornehme. J 
habe mir deshalb erlaubt, folgenden Paſſus dazu vorzuschlagen (lieſt vor): 
„Die Kurie der drei Stände hat die Wahlen zu prüfen und in Bezug auf 
Beſchwerden und vorgekommene Ungehörigkeiten Entſcheidung zu treffen ꝛc 
Wenn dieſer Paſſus aufgenommen werden ſollte, fo würde es nöthig werden, 
daß in der Randbemerkung der Geſchäfts⸗Ordnung eine kleine Aenderung 
vorgenommen würde, die ich fpäter vorzuſchlagen mir vorbehalte. Für jetzt 
handelt es ſich darum, daß dieſer Vorſchlag zur Abſtimmung gebracht werde. 

Marſchall: Findet der Antrag Unterſtützung? (Es geſchieht.) 

Abg. Naumann: Ich würde den Antrag unterſtützen. aber ein Wört⸗ 
chen mußte darin ausgelaſſen werden, nämlich das Wörtchen „und“. Ich 
glaube, daß die Prüfung der Wahlen nur dann vorgenommen werden muß, 
wenn eine Beſchwerde eingegangen iſt. Vielleicht läßt ſich der Antragſteller 
dazu bewegen, hiernach den Antrag zu ändern. 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich muß darauf aufmerkſam machen, daß 
das Amendement, welches beabſichtigt, dem Landtage die Prüfung der Voll⸗ 
machten ſeiner Mitglieder zu übertragen, ein wichtiges neues Recht für die 
Verſammlung konſtituiren würde, welches nur auf dem gewöhnlichen geſetzli⸗ 
chen Wege erbeten und nicht durch ein Amendement zur Geſchäſtsordnung ins 
Leben gerufen werden kann. Bitten und Beſchwerden wegen endet ungül⸗ 
tiger Wahlen oder gegen einzelne, mit Unrecht ungültig erklärte Wahlen ſte⸗ 
hen der Verſammlung frei, wie denn auch gegenwärtig deren drei zur Ve⸗ 
ſchlußnahme vorliegen; aber die allgemeine Prüfung der Vollmachten gehört 
nach der beſtehenden Verfaſſung nicht zur Cognition des Vereinigten Land⸗ 
tags, und kann daher auch nichts darüber ins Reglement aufgenommen werden. 

Abg. v. Vin cke: Ich finde, daß die Anſicht des Herrn Kommiſſars, daß 

Abänderungen beſtehender Geſetze nur im Wege beſonderer Petitionen erlangt 
werden können, ſich von ſelbſt begründet; auch gehört der vorliegende Fall 
nicht zum Reglement, ſondern er iſt in dem Geſetze vorgeſehen. Dagegen muß 
ich mich gegen die Aeußcrung entſchieden erklären, welche ſo eben durch den 
KR Kommiſſar eine Veſtätigung erhalten hat, daß die Wahlen der Mit- 
lieder der Provinzialſtände der Beſtätidung Sr. Majeſtät des Königs unter- 
liegen. Eine ſolche Beſtätigung ift in keinem Geſetze vorgeſchrieben, und ein 
ſolches Geſez würde auch widerſinnig ſein, wenn die ſtändiſchen Verſamm⸗ 
lungen das leiſten ſollen, wozu fie berufen find, nämlich die Rechte des Lan⸗ 
des dem Geuvernement gegenüber zu vertreten. 

Landtags-Kommiffar: Ich hoffe, die Debatte des vorliegenden Ge⸗ 

enſtandes, der nicht zur Tagesordnung gehört, durch eine Erklärung ab- 
ſchueiden zu können. Ich habe nicht geſagt, daß jede Wahl durch Se. Maje⸗ 
Sen betont 7 werden muß, fondern ich habe geſagt, daß fie vom 
0 . 
arſchall: Wir kommen jetzt ; 33 ad ns 
der Rau Komma Cable e ene e Wehen. 
eferent Abg. v. ieſt vor ad 8. 1 „E 
„1%½Ü˙ꝶbluu 
unterſagen“, wurde Gegenſtand des Angriffs beider Petenten. Die Abtheilung 
war einſtimmig der Anſicht, es ſei wünſchenswerth, dieſe Veſtimmung ae 


für das Großherzogthum Poſen. 


hoben und nur der Verſammlung ſelbſt eine desfallſige Beſchlußnahme an⸗ 
heimgegeben zu ſehen, indem daſſelbe Vertrauen, welches die Verſammlung 
berufen, auch den Wegfall dieſer Beſtimmung zu begründen, geeignet erſcheine.“ 

Marſchall: Die Verſammlung wollte hierüber die Berathung nicht 
eher antreten, als bis der Herr Kommiſſar ſich erklärt hätte. 

Landtags-Kommiſſar: Ich weiß nicht, welche Erklärung von mir 
verlangt wird, und ich will durch keinen meiner Wünſche dem Beſchluß der 
hohen Verſammlung vorgreifen. Ob ich das mir übertragene Vorrecht oder, 
wie ich es lieber nennen möchte, dieſe Pflicht ſeither mit Discretion ausgeübt 
habe, dies ſtelle ich der Beurtheilung der hohen Verſammlung anheim. Ich 
füge aber hinzu, daß, wenn ich wirklich indiskreten Gebrauch davon hätte 
machen wollen, es mir dazu an jeder Gelegenheit gefehlt hätte. 

Eine Stimme (vom Platze): Ich glaube, das wechſelſeitige Vertrauen 
wird der Art ſein, daß der Paragraph ſtehen bleiben kann. 

Abg. Schauß: Wenn wir immer das Glück haben würden, des Herrn 
Staats-Minifters v. Bodelſchwingh Excellenz in unſerer Mitte zu ſehen, fo 
würde ich mich dabei beruhigen, daß der Paragraph des Reglements ſtehen 
bleiben könnte, es könnte aber doch eine Zeit eintreten, wo wir dieſes Glückes 
nicht theilhaftig wären und es ſich anders geſtalten könnte; für ſolchen Fall 
möchte es beſſer fein, daß Se. Majeſtät gebeten würde, es zu erlauben, daß 
es auch im Geſetz feſtgeſtellt werden möchte, was hier petirt worden ift. 

Abg v. Beckerath: Die Oeffentlichkeit iſt die Lebensluft der ſtändiſchen 
Verſammlungen, nur wo ſte einen unverkürzten Zugang hat, kann fi ge⸗ 
deichliches entfalten; wo derſelbe aber verkürzt wird, da entſtehen krankhafte 
Zuſtände. Wir können nicht umhin, die unbeſchränkte Oeffentlichkeit, die unſere 
Verhandlungen bisher erlangt haben, anzuerkennen, aber ſchon der Gedanke, 
daß ſie von dem Standpunkte der Regierung aus beſchränkt werden könnte, 
wirkt nichts weniger als günſtig; ich muß dies vielmehr einen Umſtand nen⸗ 
nen, deſſen Entfernung für das Vertrauen zur Regierung für das Vertrauen 
zwiſchen der Regierung und dem Volke wünſchenswerth iſt. Wenn der Königl. 
Kommiſſar darauf hingewieſen hat, daß es Fälle gäbe, wo die Verhältniſſe 
des Staats nach außen, wo die Sicherheit nach innen eine Beſchränkung der 
Veröffentlichung gebieten, ſo frage ich Sie, meine Herren, wem liegen dieſe 
Verhältniſſe der allgemeinen Wohlfahrt mehr am Herzen, als uns, die wir 
das Land in allen feinen Intereſſen vertreten? In ſolchen Fallen würde die Ver⸗ 
ſammlung ganz unzweifelhaft auf den Antrag der Räthe der Krone in die Be⸗ 
ſchränkung der Veröffentlichung willigen, und gerade hier würde das erfreuliche 
Zuſammenwirken, welches ſich ſchon während der kurzen Dauer unſerer Verſamm⸗ 
lung zwiſchen dieſer und den Räthen der Krone gebildet hat, gewiß nicht fehlen. 
Ich wünſche daher, daß wir durch die Annahme des Antrages der Abtheil. dazu 
beitragen mögen, daß ſich im Lande die Ueberzeugung bilde, wie einer unbedingten 
Veröffentlichung, ſofern nicht wichtige, von der Stände-Verſammlung ſelbſt als 


ſolche erkannte Rückſichten eine Ausnahme erfordern, gar nichts im Wege ſteht. 


Denn, wenn das Volk gewiß iſt, daß es Alles erfährt, was hier in ſeinem 
Namen über ſein Wohl und Wehe berathen wird, dann wird es dieſe Inſti⸗ 
tution immer mehr liebgewinnen; dann wird ſein Selbſtgefühl gekräftigt und 
der Grund der Vaterlandsliebe mehr und mehr befeſtigt werden. 

Abg. v. Manteuffel II.: Ich folge dem Herrn Redner, der dieſen 
Platz ſo eben verlaſſen hat, nicht in die Theorie über die Oeffentlichkeit hin⸗ 
ein; ich möchte aber die Verſammlung auf einen Punkt aufmerkſam machen, 
nämlich auf einen praktiſchen Punkt, der recht eigentlich in ihrem Intereſſe 
liegt. Die Verſammlung wünſcht, daß der Herr Königliche Kommiſſar ſich 
moöglichſt offen ausſpreche. Ich glaube aber, daß dieſes offene Ausſprechen 
demſelben nur alsdann möglich iſt, wenn er die Möglichkeit oder Gewißheit 
auch hinter ſich fühlt, daß ihm das Recht gegeben werde, aus dieſem Saal 
ſeine offenen, durchaus offenen Mittheilungen nicht hinausgehen zu laſſen. 
Wir können uns nicht verheimlichen, daß Fälle vorkommen können, wo es 
das höchſte Glück des Landes iſt, wenn der Königliche Kommiſſar ſich offen 
ausſpricht, wo ich es aber eben ſo für ein Unglück halten würde, wenn in 
das Ausland, in die Zeitungen hinein alle Mittheilungen, die hier den Ver⸗ 
tretern des Landes gemacht worden ſind, der allgemeinen Publizität über⸗ 
geben werden müſſen. Ich einnere daran, daß Fälle vorkommen können, 
wo es ſich handelt um Krieg und Frieden; ich erinnere daran, daß dann der 
Kommiſſar hier Mittheilungen zu machen haben würde; ich erinnere daran, 
daß, wenn er dann offen fein will, er auch die Pflicht gegen den König ge⸗ 
ſichert wiſſen muß, und meiner Anſicht nach würde ihm dieſe Pflicht nicht 
erlauben, ganz offen zu ſein, wenn ihm nicht gleichzeitig die Gewißheit ge⸗ 
geben worden wäre, daß das, was er geſagt hat, nicht zum Nachtheil des 
Landes gereichen könnte, indem es veröffentlicht wird. Deshalb bin ich der 
vollen Ueberzeugung, wollen Sie die offene Mittheilung des Königlichen Kom⸗ 
miſſars, ſo müſſen Sie dieſe Stelle des Reglements ſtehen laſſen und ihm 
dadurch das Recht und die Möglichkeit geben, uns, wenn er glaubt, des 
Landes Wohlfahrt gebiete es, über den Stand der Angelegenheiten zu unter⸗ 
richten, gleizeitig aber auch zu verhüten, daß dies nicht in des Feindes Lager 
getragen werde. (Von verſchiedenen Seiten Ruf zur Abstimmung.) 

Abg. Meviſſen: Meine Herren! Unter den Fortſchritten, welche die 
neueſte Zeit uns gebracht hat, iſt außer der Berufung der centralſtändiſchen 
Verſammlung wohl keiner im ganzen Lande mit ſo großer Freude begrüßt 
worden, als die unbedingte Veröffentlichung der Verhandlungen, die durch 
das Reglement dieſer Verſammlung gewährt wurde. Ein Redner vor mir 
hat Ihnen ſchon geſagt, daß die Oeffentlichkeit die Lebensluft ſei, in der 
einzig und allein das ſtändiſche Wirken gedeihen könnte; wenn, wie ich glaube, 
dieſe Ueberzeugung bei der großen Mehrzahl diefer Verſammlung Eingang 
und Anerkennung gefunden, fo wird ec von dieſer Mehrzahl eben fo wenig 
geleugnet werden, daß ſchon am erſten Tage, wo Sie das Reglement geſehen, 
ſich ein ſchmerzliches Bedauern bei Ihnen geregt hat, daß darin das große 
Geſchent verkümmert und eine beſchränkende Beſtimmung Aufgenommen, if, 
(Unruhe, Zeichen des Mißfallens.) Ich habe gerade an jenem erſten Tage 
dies Bedauern ſehr lebhaft von allen mir perfonlich näher ſtehenden Mit⸗ 
gliedern diefer Verſammlung ausſprechen hören. (Vielſacher Ruf nach Ab⸗ 


ſüummung.: 
Marſchall: Ich frage, 
eſchloſſen werde? (Es erhebt ſich eine 


rage zu verleſen. 


b die Verſammlung wünſcht, daß die Debatte 
fh eine Majorität dafür.) Ich büle, die 


„ 
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Secretair von Bodum-Dolffs (verlief die Frage): Soll der Satz: 
„Eben ſo iſt unſer Kommiſſar beſugt, die Veröffentlichung einzelner Verhan— 
dlungen zu unterſagen“, beibehalten werden. Klar 
Marſchall: Diejenigen, die dafür ſtimmen, bitte ich aufzuſtehen. (Da 
das Reſultat der Abſtimmung nicht erſichtlich iſt, ſo findet die Zählung durch 
die Ordner ſtatt.) Das Reſultat iſt 160 für Stehenbleiben und 305 für 
Wegfallen. a 

Referent: Wir kommen zu §. 26 a. des Reglements. (Lieſt:) Ad 5. 
26 a. ſtellt zuvörderſt Petent Hanſemann den Antrag: Es möge jeder Kurie 
geſtattet werden, durch Beſchluß ihrer Majorität auch nach Verlauf der Idtä⸗ 
gigen Präklufivfrift die Einbringung von Bitten und Beſchwerden ausnahms⸗ 
weiſe zuzulaſſen. Die Abtheilung ſtimmte einmüthig der Anſicht bei, es ſei 
wünſchenswerth, bei der Präkluſtpfriſt für einzelne zur Ausnahme geeignete 
Fälle einen Ausweg offen zu halten, und glaubte ihn in dem Vorſchlag zu 
finden, daß in des Marſchalls Ermeſſen geſtellt werde, einen ſolchen 
Fall zur Abſtimmung der Verſammlung zu bringen. Dem Antrage des Pe— 
tenten in feinem urſprünglichen Umfange konnte die Abtheitung nicht bei— 
pflichten, weil dies zu einer vorläufigen, jedenfalls zeitraubenden Debatte 
ſämtlicher, ſpäter eingehender Petitionen führen würde. 

Marſchall: Es wird zuerſt zur Frage kommen, ob Se. Majeſtät der 
König gebeten werden ſoll, keinen Präkluſiv-Termin zu beſtimmen. Wenn 
dies aber nicht die Zuſtimmung in der Verſammlung ſinden ſollte, ſo wird 
der Vorſchlag der Abtheilung zur Abſtimmung gebracht werden. N 
N Abg. Hanſemann: Ich glaubte, daß mein Amendement zur Abſtim⸗ 
mung kommen würde, mit der Maßgabe, daß nicht der Marſchall, ſondern 
die Verſammlung die Ausnahmen geſtatten dürfe. 

Marſchall: Die erſte Frage, welche zur Abſtimmung kommt, muß ich 
dahin ſtellen: ob die Verſammlung gar keine Beſtimmung eines Präkluſtv⸗ 
Termins haben will; ich erſuche diejenigen, welche für den Wegfall des Prä⸗ 
kluſtv⸗Termins find, aufzuſtehen. (Minorität für den Wegfall.) Jetzt iſt der 
Antrag des Mitgliedes aus der Rheinprovinz an der Reihe, wonach die Ver⸗ 
ſammlung zu beſtimmen hat, ob ſie nach dem Termine noch Anträge anneh⸗ 
men will. Ich frage daher, ſoll es der Verſammlung überlaſſen ſein, nach 
Ablauf des Präkluſtv-Termins ausnahmsweiſe Anträge anzunehmen? 

5 (Mit Majorität angenommen.) a 

Referent: Das Petitum, welches von dem Abg. Aldenhoven einge— 
bracht iſt, lautet: „Daß der Inhalt jedes eingehenden Antrages vorer in 
in der betreffenden Kurie zur allgemeinen Kenntniß gebracht werden ſoll.“ 
Daſſelbe führte zu der Frage (lieſt): Beſchließt die Abtheilung, vorzuſchlagen, 
Se. Majeſtät den König zu bitten, den Befehl zu erlaſſen, daß jedem Abge⸗ 
ordneten ein Abdruck der Petition zugeſtellt werde? und bejahte dieſelbe mit 
13 Stimmen gegen eine. Der Diſſentirende glaubte aus ſolcher Maßregel 
die Provocation endloſer Debatten folgern zu dürfen, während die Majori⸗ 
tät darin, daß die eingegangenen Petitionen vollſtändig zur Kenntniß der 
Verſammlung gebracht würden, nur ein Mittel gründlicherer Vorbereitung 
und eine Beſchleunigung des Geſchäftsganges erkennen konnte. Eine Verle⸗ 
ſung der Petitionen ſei unzweckmäßig und in Rückſicht auf die Zeit ganz un⸗ 
ausführbar, wie dies mit den Erfahrungen mehrerer ‚Provinzial Landtage 
belegt werden könne. Die Abtheilung hielt übrigens die vorläufige Angabe des 
Petitions⸗Inhalts bei deren Ankündigung in der Sitzung für völlig genügend. 
Ich muß geſtehen, daß mir die Verleſung der Petition bei früheren Verſamm⸗ 
lungen ſehr zeitraubend geſchienen hat, auf mich perſönlich hat dieſelbe einen 
ſehr narkotiſchen Einfluß gehabt. (Ruf zur Abſtimmung.) 

Abg. Dittrich: Das Petitionsrecht ſcheint mir ſo wichtig, daß ich doch 
den Abdruck für nöthig halte, und zwar darum, da die hohe Verſammlung 
doch wiſſen muß, über was fie urtheilt. Ihr Urtheil muß wenigſtens begrün- 
det werden durch den Abdruck. (Ruf zur Abſtimmung.) 

Marſchall: Es liegen zwei Vorſchläge vor, der eine geht dahin, daß 
alle Petitions-Anträge gedruckt werden mögen, der andere, daß nur diejeni⸗ 
gen gedruckt werden, bei denen es die betreffende Abtheilung für nöthig hält. 
Ich werde zuerſt den erſten, und wenn dieſer fallen ſollte, den zweiten zur 
Abſtimmung bringen. (Die Frage wird geſtellt und der erſte Vorſchlag verwor⸗ 
fen, der zweite aber mit großer Majorität angenommen.) Es ſind noch zu 

26 a, mehrere Amendements geſtellt. Sämmtliche Amendements gehen da— 
hin, daß der Marſchall nicht die Verpflichtungen haben ſolle, darüber zu ent⸗ 
ſcheiden, ob ein Petitions-Antrag geeignet ſei, von der Verſammlung bera⸗ 
then zu werden. Ich enthalte mich der Frage, ob er Unterſtützung findet, 
weil ich an der Unterſtützung nicht zweifeln kann. 

Abg. Graf Schwerin: Ich habe gegen alle dieſe Amendements, de— 
ren Sinn, wie es mir ſcheint, ſo eben ganz richtig von dem Herrn Marſchall 
bezeichnet iſt, nur formelle Bedenken. Sie gehen alle darauf hinaus, daß die 
Verſammlung ausgeſprochen wiſſen will, daß der Marſchall nicht das Recht 
haben ſolle, aus eigener Machtvollkommenheit Anträge zurückzuweiſen. Ich 
bin damit einverſtanden, aber ich bitte die Verſammlung, darauf zurückzugehen, 
was in einer der letzten Sitzungen ausgeſprochen und beſchloſſen wurde. Die 
Majorität entſchied, daß dem Marſchall dies Recht nicht zuſtehe, und wir 
können nicht von neuem die Bitte an Se. Majeflät richten, daß er jetzt dem 
Marſchall dieſe Befugniß nehmen möge. Ich bin enlſchieden der Meinung, 
daß nach der Faſſung des jetzigen Reglements dem Marſchall die Befugniß 
nicht zuſteht, und fie hat die Beſtätigung durch unſeren früheren Veſchluß 
gefunden. Was wir damals als Recht angenommen haben, das könnten wir 
jetzt nicht durch eine Vitte wieder in Zweiſel ſtellen, deshalb ſtimme ich gegen 
ſämmtliche Amendements, weil ich der Meinung bin, daß, was dadurch erreicht 
werden ſoll, bereits im Reglement enthalten iſt. Eventuell aber wird der 
Zweifel auch feine Erledigung durch den Antrag finden, welchen der Mar⸗ 
ſchall an Se. Majeſtät den König gerichtet hat. Fällt die Entſcheidung da⸗ 
hin aus, daß wir uns im Irrthum befinden, ‚fo würde es dann Zeit ſein, 
dieſen Antrag aufzunehmen. Jetzt aber würden wir uns einer Inkonſequenz 
ſchuldig machen, wenn wir eine ſolche Bitte ſtellen wollten, deshalb bin ich 
für Beibehaltung des Paragraphen. 

Marſchall: Ich frage, ob der Antrag, die Verathung über diefen Ge— 
genſtand auszuſetzen, unterſtützt wird? (Er findet Unterftügung ) 

Eine Stimme: Ich weiß nicht, ob die Ausſetzung der Verathung uns 
Vortheil bringen wird, da dies nur ein ſpezieller Fall war. 8 

Marſchall: Es iſt der Antrag geſtellt worden: Die Berathung über 


dieſen Gegenſtand möge ausgeſetzt bleiben, bis die Allerhö Erwi 

in Bezug auf tine Eingabe der Abgeordneten der 5 8 e 
gen ſei. — Findet dieſer Antrag Unterſtützung. (Der Antrag wird unter⸗ 
ſtützt, und es erfolgt die Abſtimmung, die, da die Majorität nur ſcheinbar 
mit einer Zählung verbunden iſt. Das Reſultat der Abſtimmung ift folgen- 
des: Für Bejahung der Frage ſtimmten 213, für die Verneinung 198.) 

: Referent Abg. v. Katte lieſt ad §. 26 e. des Gutachtens vor: Ad $. 
26 e. wollte die Abtheilung die Beſtimmung über eine Vermittelung zwiſchen 
beiden Kurien vermiſſen und ſtellte ſich daher die Frage: Beſchließt die Ab⸗ 
theilung, vorzuſchlagen, Se. Majeſtät den König zu bitten, eine Beſtimmung 
zu erlaſſen, daß, wenn beide Kurien eine gegenſeitige Vermittelung wünſchen 
die betreffenden Abtheilungen zu einem ſolchen Vermittelungs⸗Verſuche zufam- 
mentreten dürfen? welche fie einſtimmig bejahte, weil auf dieſe Art ein 
Mittel geboten würde, das durch die geſetzlichen Veſtimmungen erſchwerte Zu⸗ 
ſtandekommen von Petitionen für manche Fälle zu erleichtern. 

Marſchall: Jetzt wird über den Vorſchlag der Abtheilung abzuftim- 
men ſein. Ich erſuche diejenigen Herren, welche dafür ſtimmen, aufzuſtehen. 
(Majforität von mehr als zwei Dritteln der Stimmen.) : 

Abg. Frhr. v. Binde: Mein Amendement geht dahin, Se. Majeſtät 
den König zu bitten, die vier Worte: „oder beiden Kurien gleichzei⸗ 
tig,“ wegfallen zu laſſen. 

Secretair: (lieſt das Amendement vor.) (Findet keine Unterſtützung. 
Referent: (lieſt ad §. 28 vor): „Ad F. 8 Beide . 
ſemann und Aldenhoven beantragen zu rechtsgültiger Wahl der Kandidaten 
für die bei der Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden erledigten Stellen eine 
abſolute Stimmenmehrheit. Dies führte zu der einſtimmig bejahten Frage: 
beſchließt die Abtheilung vorzuſchlagen, daß Se. Majeſtät der König gebeten 
werde, hier die abſolute Majorität als Erforderniß anzuerkennen? Das Prin⸗ 
zip der Wahl durch relative Stimmenmehrheit, als abweichend von den Be— 
ſtimmungen des Geſetzes über das Verfahren bei den ſtändiſchen Wahlen, de 
dato 22. Juni 1842 $. 4, wurde nämlich bei der Wichtigkeit des Wahlak⸗ 
tes für nicht gerechtfertigt erachtet. Einſtimmig geht aus der Abtheilung der 
Antrag hervor, daß bei Stimmengleichheit nicht, wie im Geſetz vom 22. Juni 
1842, die Stimme des an Jahren Aelteſten unter den Abgeordneten, fondern 
die des Marſchalls des Vereinigten Landtags eniſcheiden möge, weil in einer 
ſo zahlreichen Verſammlung die Ermittelung des älteſten Mitgliedes nothwen⸗ 
dig vermeidbaren Aufenthalt herbeiführe.“ Ich muß bei dieſem letzten Paſſus 
noch erwähnen, daß ich glaube, die Abtheilung hat eine Veſtimmung im Regle⸗ 
ment nicht gehörig beachtet, worin geſagt iſt, daß bei gleichen Stimmen das 
Loos entſcheide. Sie hat ſich durch die Beſtimmungen des Geſetzes über das 
Verfahren bei den ſtändiſchen Wahlen vom 22. Juni 1842 $. 4, wo die 
Stimme des an Jahren Aelteſten entſcheide, meiner Anſicht gemäß, verleiten 
laſſen, fie auf das Reglement anzuwenden. a 

Landtags-Kommiſſar: Ich glaube das Gouvernement inſofern 
rechtfertigen zu müſſen, als die Nichtübereinſtimmung mit den Vorſchriften 


"über die ſtändiſchen Wahlen in dieſem Paragraphen keinesweges überſehen, 


vielmehr das Erforderniß abſoluter Majorität hier abſichtlich ausgelaſſen iſt 
Es ift nämlich berückſichtigt, daß bei 617 Wählern und 3 Kandidaten die 
Erzielung einer abfoluten Majorität mehrere Tage erfordern könnte; ich glaube 
nicht zu übertreiben, wenn ich ſage „mehrere Tage.“ Das Gouvernement 
hat geglaubt, ein jo mühſeliges Geſchäft der Verſammlung erfparen zu müf- 
fen. Andere Abſichten haben nicht vorgelegen, fo daß, wenn die Verſammlung 
ein Anderes wünſcht, Se. Majeſtät der König nicht Anſtand nehmen werden 
folches zu gewähren. Aber auf das Faktum muß ich aufmerkſam machen“ 
En jeder Tag eines vermeidlichen Geſchäftes dem Lande theuer zu ſtehen 
ommt. 

Abg. Hanſemann: Mit Befriedigung habe ich von dem Herrn Kom- 
miſſar vernommen, daß ſeitens des Gouvernements der Bitte der Stände 
hier die abſolute Majorität für die Wahl eintreten zu laſſen, nichts entgegen⸗ 
ſtehen würde. Die Wahl durch relative Stimmenmehrheit kann bekanntlich 
wie Sie wiſſen, die Wahl einer ſehr kleinen Majorität ſein. Eine Verſamm⸗ 
lung von 500 Perſonen kann 20 Kandidaten wählen, und es kann einer mit 
30 oder 40 Stimmen proklamirt werden. Die Bedenken, welche aus der 
Ausführung entſtehen, halte ich nicht ſo relevant, weil in ſolchen Fällen die 
Hauptanſichten ſich verſtändigen, und weil bei ſolchen Wahlen diejenigen, die 
relativ die meiſten Stimmen gehabt, in die Wahl kommen. Auf die Weiſe 
macht es ſich überall, daß die Prozedur auch ohne großen Zeitverluſt auszu⸗ 
führen fein wird. Sie ift übrigens von fo großer Wichtigkeit, daß ſelbſt ein 
Zeitverluſt nicht in Anſchlag kommen darf. (Vielfacher Ruf zur Abſtimmung.) 

Marſchall: Da Niemand mehr das Wort verlangt hat, fo ſchließe 
ich die Debatte und bitte den Herin Secretair, die Frage zu verleſen. 

Secretair v. Bockum⸗Dolffs verlieſt die Frage: „Soll zur Wahl 
der Kandidaten für die bei der Haupt-Verwaltung der Staats⸗Schulden er⸗ 
ledigten Stellen die abſolute Stimmenmehrheit erforderlich ſein? 

Marſchall: Diejenigen, welche dafür ſind, bitte ich aufzuſtehen. (Wird 
mit mehr als zwei Drittel Stimmen angenommen.) 

Referent: Nach meiner vorhergemachten Bemerkung möchte der letzte 
Satz des Gutachtens wohl fortbleiben können. (Verlieſt das Gutachten zu 
$. 29.) Ad $. 29 hat Petent Aldenhoven die Befugniß zur Auslegung des 
Geſchäfts-Reglements in die Hände der Stände-Verſammlung, ſtatt in die 
des Marſchalls zu legen gewünſcht, fand aber ſeitens der Abtheilung hierbei 
keine Unterſtützung, weil fie eine ſolche Aenderung der beſtehenden Vorſchrift 
durch nichts zu motiviren vermochte. Zu F§. 30 bat der Herr Abgeordnete 
Graf von Gneiſenau ein Amendement geftellt- e 

Abg. Graf v. Gneifenau: Ich habe das Amendement zu §. 30 ge⸗ 
ſtellt, daß dieſer ganze Paragraph wegfallen möge. Wir find hier verſam⸗ 
melt in Folge des höchſten Vertrauens; wir ſind berufen, ein Amt zu beklei⸗ 
den, welches nur das höchſte Vertrauen verleihen kann; ein Amt, welches, 
wenn es würdig und gewiſſenhaft ausgefüllt werden ſoll, unzertrennlich iſt 
von dem wärmſten Patriotismus. Patriotismus erſcheint aber nur dann in 
feiner reinen und höchſten Glorie, wenn er mit der größten Uneigennützigkeit 
ausgeübt wird. Einen Beweis hiervon zu geben, ſcheint mir um fo nöthiger, 
als alle Vortheile, welche aus dieſer neuen Entwickelung hervorgehen, noch 
nicht ganz in ihrem Umfange überall gewürdigt werden. Ich berufe mich 
darauf, daß eine Stadt unſerer Provinz, welche Virilſtimme hat, aus dem 
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e inen Gebrauch davon gemacht hat. Ein weiterer Grund 
e den Deputirten ſelbſt ihre volle Unabhängigkeit zu 
ſichern. Jeder Tag, welchen wir hier zubringen, koſtet blos an Diäten 1800 
Rthle.; wie oft find wir aus der Verſammlung ſelbſt daran erinnert worden, 
daß unſere Zeit eine theure, eine koſtbare ſei! Wie oft hat man nicht daran 
Veranlaſſung genommen, auf Abkürzung, ich will nicht ſagen, auf Uebereilung 
der Debatte anzutragen! Auch außerhalb dieſes Saales ſiellt man derglei⸗ 
chen Betrachtungen an und hält uns ein ſcharſes Konto über unfere Thaͤtig⸗ 
keit. Wie ganz anders würde es ſich geſtalten, wenn wir keine Diäten be⸗ 
kämen? Ruhig und gemüthlich könnten wir dann unſeren Debatten hier 
obliegen. (Gelächter.) Ohne zu beſorgen, daß wir dadurch die Taſchen unſe— 
rer Kommittenten ermüden würden, und ſoll en wir auch heute übers Jahr 

och verſammelt ſein. & & 
50 Nass Wird der Antrag unterſtützt? (Findet Unterſtützung.) 

Abg. v. Saucken: Meine Herren, ich habe mir ſchon einmal auf dieſer 
Stelle die Worte auszuſprechen erlaubt, daß ich hier nicht die Perſon hin⸗ 
ſtelle; auch jetzt iſt es derſelbe Fall. Abgeſehen von jeder Perſönlichkeit, werde 
ich mich nur über dit Sache ſelbſt ausſprechen. Hier irgend einem ein Vor- 
recht der Begünfligung wegen äußerer Güter zuzuerkennen, das kann keines 
Menſchen Wille ſein. Sehr gern gönnen wir jedem unſerer Mitbrüder die 
glückliche Lage; aber ich frage Sie, ob Sie diejenigen unſerer Mitbrüder, die 
nicht ſo begünſtigt ſind, ausſchließen wollen? Es iſt ausgeſprochen, daß wir 
uns wohl bedenken müſſen, auf Koſten des Volks nichts in die Taſchen zu 
fieden. Meine Herren, es find hier für Jeden in dieſer Beziehung nur Opfer 
zu bringen; wollen wir diejenigen, die in ihrer äußeren Lage, in der Entzie— 
hung von ihren Geſchäften ungleich größere Opfer bringen, als vielleicht die, 
welche ihre Güter von Fremden verwalten laſſen und mehr Zeit haben, dem 
Vergnügen zu leben, wollen wir dieſe aus unſerer Verſammlung ausſchließen? 

muß erklären, ich würde es für ein Unglück halten, wenn uns diejeni⸗ 
gen Talente entzogen würden, die nicht ſo glücklich ſind, ſich im Beſitz äußerer 
Güter zu befinden. Ich möchte den Antrag ſtellen, daß wir über dieſen Ge⸗ 
genſtand hier nicht weiter berathen; er iſt wichtiger, aber auch ſehr zarter 
Natur. (Lautes Bravo! Ruf zur Abſtimmung.) 

Marſchall: Es haben ſich noch einige Redner gemeldet, ich frage 
aber, ob der Antrag auf den Schluß der Debatte unterſtützt wird? (Sehr 
zahlreich unterſtützt.) Er if fo zahlreich unterſtützt, daß ich glauben muß, 
es ſei der Wunſch der Verſammlung, die Debatte zu ſchließen. Ich ſtelle 
daher ſogleich die Frage: Stimmt die Verſammlung dem Antrage, das §. 
30. des Reglements geſtrichen werde, bei? Die dafür find, bitte ich, aufzu— 
ſtehen. (Wird mit ſehr großer Majorität verworfen.) 

Referent verlieſt das Gutachten zu §. 31: »Ad S. 31 ſchlägt die Ab⸗ 
theilung einſtimmig vor: Der Landtag möge die unterthänige Bitte an 
Se. Majeſtät den König richten, hier die Beſtimmung hinzuzufügen, daß eine 
Reviſion des Geſchäfte-Reglements nicht ohne Anhörung der Stände erfolge.“ 

Marſchall: Verlangt Niemand das Wort? (Es erhebt ſich Niemand.) 
Da dies nicht geſchieht, ſo frage ich, ob der Vorſchlag der Abtheilung ange⸗ 
nommen wird? Ich bitte, die dagegen ſind, aufzuſtehen. (Mit Ausnahme 
einer Stimme einſtimmig angenommen.) Es liegt uns zur Verathung noch 
das Gutachten, betreffend die Ergänzung des Herrenſtandes, vor. Da die 
Zeit indeß weit vorgerückt iſt, müſſen wir dies für die nächſte Sitzung vor- 
behalten. Weiter iſt von den Abtheilungen noch nichts zur Verathung des 
Landtags eingeliefert, ich kann daher die nächſte Sitzung noch nicht beſtim⸗ 
men und werde zu derſelben beſonders einladen. Dabei bemerke ich, daß 
dann die Verathung über die ausgeſetzten Punkte der Geſchäfts-Ordnung wie— 
der aufgenommen werden wird. Die Sitzung iſt geſchloſſen 

(Schluß der Sitzung 34 Uhr.) 

Sitzung der Herren⸗Kurie am 10. Mai. 

Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen und genehmigt. 

Marſchall: Es iſt ſchon in der vorigen Sitzung an die geehrten 
Mitglieder eine Denkſchrift ausgetheilt worden, welche jetzt nur noch zu nen— 
nen iſt, und welche die Ueberſicht der Staatsſchulden-Verwaltung für den 
Zeitraum vom 1. Januar 1843 bis zum 31. December 1846 betrifft. Wir 
fahren alſo in Verathung fort. N et 1105 . 

Graf v. Arnim: Ich würde mir eben in Vezug auf die neulich er⸗ 
folgte Abſtimmung folgenden Antrag erlauben. Ich faſſe die damals gefällte 
Abſtimmung ſo auf, daß die ſämmtlichen im $: 1. des gedruckten Gefeg-Ent- 
wurfes aufgeführten Perſonen von ſtändiſchen Verſammlungen ausgeſchloſſen 
ſind, daß alſo auf ſie das Geſetz Anwendung ſindet, was eben an gewiſſe 
Mängel die Unfähigkeit anknüpft, an ſtändiſchen Verſammlungen Theil zu 
nehmen. Ich glaube aber und bin überzeugt, daß dieſer Beſchluß in keiner 
Weiſe damals tangirt wird, wenn für die —.— der Beſtimmungen, die im 

I. des Geſetzes enthalten find, folgende Form gewählt würde. Ich würde 
nämlich vorſchlagen, den §. J. der Form nach in zwei Paragraphen zu thei⸗ 
len, von denen der erſte Paragraph den Punkt 1 des gedruckten erſten Pas 
ragraphen und ein zweiter Paragraph die Punkte 2, 3 und 4 des gedruckten 
erſten Paragraphen enthalten würde. Ich würde dann die beiden Paraphen 
ſo formuliren: F. I. Als beſcholten find diejenigen Perſonen zu erachten, 
welche durch ein Kriminalgericht a) zu dem Verluſte der Ehrenrechte rechts- 
kräftig verurtheilt; b) oder zur Verwaltung öffentlicher Aemter oder zur Ab⸗ 
leitung eines nothwendigen Eides rechtekräſtig für unfähig erklärt worden 
ſind. Hierauf würde folgen: §. II. Von der Theilnahme an ſtändiſchen 

Verſammlungen ſind ferner ausgeſchloſſen alle diejenigen Perſonen, 1) welche 
durch ein militairiſches Ehrengericht zu einer der im F. 1. Lit. b—e. der 
Allerhöchſten Verordnung vom 20. Juli 1543 über die Chrengerichte aufge— 
führten Strafen verurtheilt, 2) welche im geſetzlchen Wege vom Bürger⸗ 
oder Gemeinderecht ausgeſchloſſen find; 3) oder welchen ihre Standesgenoſſen 
das Anerkenntniß unverletzter Ehrenhaftigkeit verſagen. Ich motivire dieſen 
meinen Vorſchlag durch folgende Gründe. Ich wünſche, von dem Geſichts— 
punkte ausgehend, der neulich ausführlich erörtert iſt, daß in den einzelnen 
Fällen, in denen die Chrengerichte ſich für Entlaſſung eines Offiziers aus 
dem Dienſte ausſprechen, ſo wie auch in anderen Fällen, wie vielleicht auch 
in den Fällen b. und d. und in den Fällen 3 und 4 des F. I., worauf wir 
ſpäter kommen werden, daß in allen dieſen Fällen, ſage ich, Umſtände ver⸗ 
walten können, welche zwar nach dem neulichen Beſchluſſe der Majorität 


die Ausſchließung des betreffenden Individuums aus ſtändiſchen Verſammlun⸗ 
gen als unabweisbar anerkennen, welche aber doch das Individuum auf einer 
noch ſehr verſchiedenen Stufe ſtehend erſcheinen laſſen, als diejenigen Perfo- 
nen, welche nach No. 1. des §. J. des Geſetz-Entwurfes zur Klaſſe der ge⸗ 
meinen Verbrecher gehören. Ich glaube, es iſt wünſchenswerth, wenn auch 
die Härte unvermeidlich iſt, in einzelnen Fällen die Ausſchließung aus ſtän⸗ 
diſchen Verſammlungen als Folge ehrengerichtlichen Urtheils, als Folge irgend 
eines Ausſpruches einer anderen Corporation eintreten zu laſſen, nicht dieſes 
Urtel gewiſſermaßen zu verſchärfen durch Subſumtion deſſen, den das Urtel 
trifft, unter dem Begriff, der allezeit etwas Beſchimpfendes an ſich trägt. 
Ich kann ſagen, ich halte den Mann nicht für fähig, ich kann ſagen, ich 
halte ihn nicht für würdig, um ihn der großen Ehre theilhaftig werden zu 
laſſen, Mitglied einer ſtändiſchen Verſammlung zu ſein. Er iſt ferner nicht 
fähig und würdig, der großen Ehre theilhaftig zu werden, dem Offizierftande 
anzugehören. Ich kann mir das denken, aber dabei kann mein Gefühl, ich 
darf es ſagen, ſich empören, ihn vor der ganzen Welt poſitiv als beſcholten 
zu bezeichnen. — Es widerſtrebt meinem Gefühl, Perſonen ſo verſchiedener 
Verhältniſſe gewiſſermaßen unter eine Nummer, unter einen Paragraphen ge⸗ 
ſtellt zu ſehen. Ich glaube, daß die Würde des Oſſtzierſtandes es gerade 
erfordert, daß man Mitglieder, die vielleicht ihr Blut für ihren König ver⸗ 
goſſen haben, welche bis dahin höchſt ehrenhafte, achtungswerthe Mitglieder 
ihrer Genoſſenſchaft geweſen find, die durch Verirrungen allerdings ſich die 
ſes Vorzugs unwerth gezeigt haben, daß man ſie gleichwohl nicht durch das 
Geſetz in einen Paragraphen bringe, ihnen nicht daſſelbe Epitheton beilege, 
welches man dem gemeinſten Verbrecher beizulegen genöthigt iſt. 

Ich glaube ferner, daß es ſich empfiehlt, dieſe Form zu wählen, um für 
die Falle, wo Se. Majeſtät die Begnadigung eines ſolchen Individuums für 
zuläſſig hält, auch die ſtändiſche Körperſchaft in die Lage zu ſetzen, gewiſſer⸗ 
maßen mit ſich ſelbſt nicht in Widerſpruch zu gerathen. Es iſt ſehr ſchwer, 
konſequent zu erſcheinen, wenn ich Jemanden einmal poſitiv für beſcholten 
erklärt habe, ihn ſelbſt nach 5 oder mehreren Jahren für unbeſcholten zu er⸗ 
klaren; aber ich bin weniger der Inkonſequenz ausgeſetzt, wenn ich von Je— 
manden ſage, er iſt jetzt nicht würdig, in der Verſammlung der Stände zu 
ſitzen, er iſt nicht würdig, dem Offizierftande anzugehören, und wenn ich 
nach längerer Zeit ſage, er hat ſich als einen ſolchen gezeigt, der jetzt wieder 
aufgenommen werden kann, der deſſen wieder würdig geworden iſt. Deshalb 
wünſche ich das Wort beſcholten, welches eine indirekte, große Verſchär⸗ 
fung der bisher ergangenen Urtel und eine große Verſchärfung der künftig 
ergehenden Urtel enthält, für alle dieſe Fälle, wo wir, wie wir und ſelbſt 
die Mitglieder der Majorität, welche am meiſten für Beibehaltung der Bes 
ſtimmung geſprochen, anerkannt haben, uns auf höchſt verſchiedenen Boden 
befinden. Aus dieſem Grunde empfehle ich der Verſammlung den von mir 
vorgeſchlagenen Ausdruck des Geſetzes, und wie ich überzeugt bin, daß die 
Regierung den Gebrauch von den Anſichten der Minorität ebenſo, wie von 
denen der Majorität, machen wird, der ihr am angemeſſenſten erſcheint, in— 
dem es ſich hier nur von einem Beirathe zum Geſetze handelt, ſo laſſe ich 
auch ganz dahingeſtellt „inwieweit daraus eines formelles Bedenken erhoben 
werden könne, daß mein Vorſchlag mehr die Faſſung betrifft. Ich finde dies 
Bedenken nicht und wünſche, daß auch die Verſammlung es nicht finde. Der 
Vorſchlag möge aber aufgenommen werden, als was er wolle, ich hoffe, er 
wird genügen, um uns mit den Anſichten der Verwaltung zu begegnen, daß 
bei einem Geſetze dieſer Art jede Härte, jedes, was die Ehre kränkt und was 
nicht Aena Paare iſt, vermieden werde. 

Marſchall: Ich erkläre, daß ein Bedenken in Bezug auf di E 
fung des Paragraphen nicht beſteht; es iſt ganz in er 
dem, was geſtern beſchloſſen worden iſt, daher ſcheinen mir die Anträge in 
der vorgeſchlagenen Faſſung in formeller Beziehnng keinem Bedenken zu un⸗ 
terliegen. — Wenn der Vorſchlag die geſetzliche Unterſtützung findet, ſo wird 
er zur Abſtimmung kommen. (Die Unterſtützung geſchieht zahlreich.) 
Kriegs-Miniſter v. Boyen: Wenn davon die Rede iſt, das Amende—⸗ 
ment, welches der verehrte Redner ſo eben vorgeleſen hat, als ein Material 
zur neuen Bearbeitung des Gefeges mit zur Kenntniß Sr. Majeflät zur brin⸗ 
gen, fo iſt von Seiten der Kriegs⸗Verwaltung kein Bedenken dabei, und alſo 
würde ich es in dieſer Hinſicht als ein ſchätzenswerthes Material anſehen 
worauf die neue Ausarbeitung des Geſetz Entwurfs gegründet werden wird. 
Marſchall: Wir können nun zur Abſtimmung über die Frage kom⸗ 
men; fie würde dahin zu faſſen fein: Ob die Verſammlung dem Amende⸗ 
ment beitritt? Diejenigen, welche dies nicht thun, würden das durch Auf⸗ 
ſtehen zu erkennen geben. (Es erhebt ſich Niemand.) Das Amendement ift 
einſtimmig angenommen. Wir gehen zum nächſten Gegenftande über; 
und zwar zu . 1 2 Paragraph 1. 5 
Senfft v. Pilſach: as, was ich vorzubringen habe, knüpft 
das Amendement. Ich finde daſſelbe vortrefflich 0 a mach, 95 — 
ſtimmig angenommen worden iſt. Ich muß aber hervorheben, daß wir von 
unſerem früheren Veſchluſſe dadurch abgegangen find; faktiſch iſt derſelbe auf— 
gehoben worden. . 
Marſchall: In keiner Weiſe. 

Fürſt zu Lyn ar: Bei einem gefaßten Beſchluſſe müſſen wir bleiben; 
wir konnen jedoch eine materielle Härte durch eine formelle Dispofition zu 
mildern ſuchen. j 

Marſchall: Es if weder das Eine noch das Andere in Wahrheit 
begründet. Wir hatten uns heute zu beſchäftigen mit Punkt 3 und 4 von 
§. I. Blos inſofern iſt durch den eben gefaßten Beſchluß eine Aenderung 
vorgenommen, als Poſition 3 und 4 des alten F. I. in eine neue Rubrik, 
unter eine andere Kategorie, unter die Ueberſchrift eines neuen Paragraphen 
fallen. . u 

Graf York: Es iſt geſtern berathen worden, ob diejenigen Perſonen, 
welche durch militairiſche Ehrengerichte für unfähig erklärt worden wären, 
Offiziere zu bleiben, noch Mitglieder ſtändiſcher Verſammlungen ſein könn⸗ 
ten. Darüber iſt debattirt worden; es iſt dahin abgeſtimmt worden, daß ſolche 
Perſonen nicht Mitglieder ſein können. Dieſer Beſchluß iſt keinesweges heute 
durch das Amendement aufgehoben worden; er beſteht noch jetzt. Es war 
nur das Amendemeut dahin geftelie, daß ſolche Perſonen, wenn fie auch nicht 
das Recht haben, in Stände⸗Verſammlungen fein zu dürfen, dadurch nicht 
ausdrücklich für beſcholten erklärt werden follen, 
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Marſchall: So iſt es. Ich glaube, daß wir nun zum nächſten 
Punkte, nämlich zu Poſttion 3 des §. I., übergehen können. 

Referent v. Keltſch: Ich wiederhole nochmals die Beſtimmung des Ent⸗ 
wurfs ſelbſt: »Es werden als beſcholten diejenigen Perſonen erachtet, welche 
im geſetzlichen Wege vom Bürger- oder Gemeinderecht ausgeſchloſſen ſind. 
Das Gutachten der Abtheilung iſt in dieſer Hinfiht ausgefallen: Bei Nr. 3 
des §. 1. haben ſich ganz die nämlichen Bedenken ergeben. Die Majorität 
von fünf Stimmen hat ſich jedoch für die Beibehaltung dieſer Beſtimmung 
erkärt. Sie iſt hierbei der Anſicht gefolgt: daß ſtändiſche Inſtitutionen un⸗ 
ter ſich eine Kette ausmachten, und daß, wer in einem Gliede dieſer Kette 
nicht mehr in ungeſchmälerter Ehrenhaftigkeit anerkannt werde, dafür auch 
nicht in einem anderen Gliede erachtet werden könne. Die Minorität von 
zwei Stimmen hält die Weglaſſung dieſer Beſtimmung des Entwurfs für ge— 
rechtfertigt, theils aus denſelben Gründen, wie bei Nr. 2, theils deshalb, 
weil das Bürger- und Gemeinderecht im geſetzlichen Wege auch wegen Hand⸗ 
lungen verloren werden könne, welche die Ehrenhaftigkeit gar nicht berührten, 
auch dieſer Verluſt möglicherweiſe durch bloße Verwaltungs-Maßregeln feſt⸗ 
geſtellt werden könne. Zur Abſtimmung wird die Frage vorgeſchlagen: Tritt 
die Hohe Kurie der Feſtſetzung unter Nr. 3 des §. 1. des Entwurfs bei? 

Marſchall: Es fragt ſich, welche Bemerkungen über dieſen Gegen- 
ſtand zu machen find. Es würde allerdings der Vorſchlag, der vorhin ge— 
macht worden iſt, auch von Einfluß auf dieſe Abſtimmung ſein können; denn 
nach dieſem Vorſchlage würde das, was wir jetzt berathen, nämlich Punkt 3 
vom F. I. auch unter die Ueberſchrift, den Eingang von dem neuen 8. 2., 
fallen, welcher heißt; »Von der Theilnahme an den Stände-Verſammlun⸗ 
gen find ferner auszuſchließen alle diejenigen Perſonen u. ſ. w. 1. und 2. 

Graf v. Arnim: Allerdings. Ich halte dafür, weil ich unter Nr. 1. 
2. und 3. ſo verſchiedene Fälle begriffen ſinde, daß es wünſchenswerth iſt, 
ſich an das zu binden, was nothwendig iſt; auf der Form der Ausſchlleßung 
der Theilnahme an ſtändiſchen Verſammlungen ſcheint mir die ganze Grund⸗ 
lage zu beruhen; das Verfahren bei Ausſchließung von ſtändiſchen Verſamm⸗ 
lungen iſt das eigentliche Objekt des Geſetzes. Inſofern ſtimmt der Antrag 
mit den weiteren Folgerungen vollkommen überein. 

Marſchall: Ueber dieſen Punkt haben wir abzuſtimmen, und um bei 
dem Verfahren ſtehen zu bleiben, welches bei Abſtimmungen über Geſetz-Ent⸗ 
würfe gewöhnlich iſt, fo würde zuerſt der Antrag der Abtheilung zur Ab- 
ſtimmung kommen, wie es auch geſtern geſchehen iſt. Wird er verworfen, 
wie es wahrſcheinlich, ſo kommen wir zur Abſtimmung über dieſen Vorſchlag. 
Die Abtheilung macht in ihrer Majorität den Antrag, dem Entwurfe bei— 
zuſtimmen. ! 

Referent v. Keltſch: Die Abtheilung hat den Vorſchlag gemacht, es 
ſo anzunehmen, wie es im Entwurfe ſteht, ohne irgend eine Abänderung. 

Marſchall: Es würde alſo die Frage auf den Antrag der Abtheilung 
zu richten ſein. 

Graf v. Arnim: Ich glaube, daß in Bezug auf die Verhandlung ein 
Weg betreten werden könnte, der zu einem anderen Reſultate führen dürfte. 
Die Abſtimmung über dieſes Amendement, welches ich angebracht habe, be⸗ 
ſchäftigt ſich jetzt mit der formellen und nicht mit der materiellen Frage. Ich 
habe den Beſchluß über das Amendement als einſtimmig angenommen verſte⸗ 
hen zu müſſen geglaubt. 

arſchall: Aber nur iu Bezug auf den Gegenſtand, der neulich 
ſchon berathen worden iſt, nicht aber auf das künftig zu Berathende. 

Graf v. Arnim: Ich bitte, lediglich darüber abſtimmen zu laſſen, ob 
die Verſammlung der Anſicht der Abtheilung beitritt. Wenn es geſchieht, ſo 
iſt in keiner Weiſe etwas geändert, und es bedarf keiner Abſtimmung mehr. 

Graf Dyhrn: Wenn ich das Amendement recht verſtanden habe, fo 
kann ich mich der Anſicht des verehrten Redners nicht anſchließen. 

Marſchall: Das ſcheint mir jedenfalls feſtzuſtchen, daß wir ſchneller 
zu einem Reſultate, und zwar zu einem beſtimmten Reſultate, was mit der 
Anſicht der Majorität der Verſammlung höchſtwahrſcheinlich übereinſtimmt, 
kommen werden, wenn ich die Abſtimmung ſo vornehmen werde, wie ich vor⸗ 
geſchlagen habe. Dieſe Abſtimmung wird nicht aufhalten und alsdann ſo⸗ 
gleich die über den Abänderungs-Vorſchlag vorgenommen werden können, 
während es uns aufhalten wird, wenn wir uns über die Fragſtellung felbft 
noch in weitere Debatten einlaſſen. Es könnte in der Verſammlung bei ir- 
gend Jemanden noch ein Vedenken ſein, ob es nicht vorzuziehen ſei, daß die 
alte Faſſung bleibe, daß nämlich die Perſonen, von denen jetzt die Rede iſt, 
für beſcholten erklärt würden. e 

Graf v. Arnim: Das Amendement iſt von mir ausführlich vorgeleſen 
worden, und die Verſammlung hat ſich damit einſtimmig einverſtanden er— 
klärt, ich ſehe alſo keine Möglichkeit, daß die Verſammlung wieder darauf 
zurückkommen und nunmehr wünſchen kann, daß die fraglichen Perſonen als 
beſcholten im Geſetze bezeichnet werden. f 

Marſchall: Ich habe vorhin ganz ausdrücklich geſagt, wir wären noch nicht 
bei Punkt. 3 und 4; wir können doch durch die vorhin vorgenommene Abſtimmung 
auf keine Weife der Abſtimmung über die Punkte 3 und 4 vorgreifen, und wir wür⸗ 
den ihr vorgegriffen haben, wenn wir erklären wollten, Nr. 3 und 4 ſollten in eine 
andere Kategorie fallen, nämlich in die Kategorie des Ausgeſchloſſenſeins von 
ſtändiſchen Verſammlungen, ftätt in die Kategorie des Beſcholtenſeins. Das 
einfache und rechte Verfahren ſcheint mir nur zu ſein, die Abſtimmung ſo zu 
ſtellen: ob man dem urſprünglichen Antrage des Ausſchuſſes beiſtimme. Wird 
das, wie ich vermuthe, verneint, fo iſt die nächſte Frage: ob man nun auch 
in Bezug auf Nr. 3 dem Vorſchlage des geehrten Mitgliedes beiſtimme; dies 
wird wahrſcheinlich bejaht werden und dies eine Sache von wenigen Minu⸗ 
ten ſein. Das Einfachſte iſt, wenn die Frage geſtellt wird auf den Vorſchlag, 
der gemacht worden iſt: Tritt man dem Antrage des geehrten Mitgliedes bei? 

Graf v. Arnim: Ich finde dagegen nichts zu erinnern; ich halte das 
allerdings für einfacher. $ 

Referent: v. Keltſch: Ich meines Theils habe von Anfang an das 
Amendement des Herrn Grafen v. Arnim nur für ein formelles, alſo eigent⸗ 
lich die Redaction angehendes, angeſehen, ich habe dieſes Amendement nicht 
als etwas Materielles aufgefaßt. Der Gegenſtand des Entwurfs der Aller 
höchſten Propoſition iſt ja die Yusfhließung gewiſſer Perſonen von 
ſtändiſchen Verſammlungen, keinesweges aber die Propoſition eines 
Geſetzes darüber, welche Perſonen für beſcholten zu achten find. 


Marſchall: Ganz richtig. 5 5 0 

Referent v. Keltſch: Ich glaube daher, das Amendement des Grafen 
von Arnim läßt jede Abſtimmung über die einzelnen materiellen Beſtimmun⸗ 
gen des Entwurfs offen, und je nachdem die Abſtimmungen über die einzelnen 
Punkte ausfallen, werden ſie dann formell von ſelbſt unter die Abtheilung 
fallen, die Herr Graf von Arnim vorgeſchlagen hatte. 
Graf von Arnim: Nach dem letzten Vorſchlage Sr. Durchlaucht, dem 
ich beitrete, begreift die formelle Hinſtellung, die ich vorgeſchlagen habe, die 
Acceptation der materiellen Veſtimmungen in ſich, und inſofern kann ich kein 
Bedenken finden, daß man auf dieſem Wege muthmaßlich zu einem befrie⸗ 
digenden Reſultate gelangt. : 

Marſchall: Es wird paſſend fein, dies erſt bei dem nächſten Punkte 
noch zur Berathung zu ſetzen; es wäre aber die Frage, ob über Poſition 4 
noch etwas anzubringen iſt, und iſt das nicht der Fall, ſo könnte die Abſtim⸗ 
mung zugleich auf dieſe letzte Poſttion mit gerichtet werden. 

Referent v. Keliſch: Ich würde mir doch den Vorſchlag erlauben, 
beide apfel zu halten. x 

Marſchall: habe nichts dagegen, daß die Fragſtellung n 
Nr. 3 gerichtet werde. y Mo d ee — 

Fürſt Wilhelm Radziwill: Ich bitte doch noch wegen eines Punktes 
um das Wort, derſelbe betrifft das Amendement und die Art, wie ich es 
verſtanden habe. Ich habe den Herrn Grafen von Arnim dahin verſtanden, 
daß fein Vorſchlag nur die Räthe der Krone betrifft in Bezug auf die Faſ⸗ 
ſung des ganzen Geſetzes, daß er den Begriff „beſcholten“ in dem Paragra⸗ 
phen, den er durch ſein Amendement vorgeſchlagen hat, ganz ſuspendirt. Ich 
bin allerdings der Anſicht, daß in den meiſten Fällen, wie auch vorgeſtern 
von mir ſchon geſagt worden iſt, die Veſcholtenheit vorhanden ſein wird, aber 
ich habe auch anerkannt, daß einzelne Fälle ſein können, wo in Bezug auf 
bürgerliche Verhältniſſe ſie nicht eintreten könnte, und ich verſtehe das Amen⸗ 
dement des Herrn Grafen von Arnim nicht in Widerſpruch mit der von mir 
vorgeſtern geäußerten Meinung, daß in der überwiegenden Mehrzahl von 
Fällen die Beſcholtenheit damit verbunden ſein wird, ſondern nur für einen 
Vorſchlag, um die Härte zu mildern, die gegen einzelne Perſonen vorkommen 
könnte, wenn man ſie vorweg geradezu für beſcholten erklären würde. 

Graf von Arnim: Ich habe im Eingange meines Vortrages bereits 
erklärt, daß ich die bereits erfolgte materielle Abſtimmung, wie jede Abſtim⸗ 
mung, für unantaſtbar halte. 

Marſchall: Wir könnten zur Abſtimmung übergehen. Doch der Herr 
Referent hat noch eine Abänderung vorgeſchlagen. 

Referent v. Keltſch: Ich habe bereits vor der Sitzung dem durchlauch⸗ 
tigſten Herrn Landtags-Marſchall ſchriftlich angezeigt, daß ich in einem ge⸗ 
wiſſen Falle einen abändernden Zuſatz vorzuſchlagen habe. Wir find dieſem 
Falle ſehr nahe. Ich habe in den Abtheilungen der Minorität von zwei 
Stimmen zugehört, die für die gänzliche Weglaſſung der Nr. 3 ſich ausge- 
ſprochen hat. Ich glaube, jetzt annehmen zu dürfen, daß dieſe Anſicht nicht 
Beifall finden wird. Ich halte es für ſehr wahrſcheinlich, daß dem Amen⸗ 
dement der Majorität der Abtheilung für die Beibehaltung der Nr. 3 des 
$. 1 beigetreten werde. Wenn diefer Fall eintritt, dann ſchiene mir es nöthig, 
noch ein Bedenken zu beſeitigen. Mein Bedenken lag darin: Es heißt in Nr. 3: 
Diejenigen, welche im geſetzlichen Wege ausgeſchloſſen ſind. Ich habe die 
geſetzlichen Beſtimmungen der beiden Städte» Ordnungen der rheiniſchen und 
weſtphäliſchen Gemeinde-Ordnung nachgeſehen und fand nicht, daß dort der 
Sprachgebrauch genau ſich wiederfindet, daß ein Unterſchied gemacht werde 
zwiſchen Ausſchließung vom Bürgerrecht und Verluſt des Bürgerrechts. Ich 
glaube darum, daß es an der Zeit ſei, den Antrag zu ſtellen, in die jetzige 
Verordnung einen Zuſatz aufzunehmen, nämlich hinter die Worte: »Gemein— 
de-Rechte«, den Zuſatz aufzunehmen: »wegen ehrenrühriger Handlungen «. 
Glaubt die hohe Kurie, daß die Aufklärung des Königl. Kommiſſars jedes 
Bedenken der Art beſeitige, daß bei der Anwendung des Geſetzes nie ein 
Zweifel entſtehen könne, und daß das neue Geſetz nur werde fo angewendet 
werden, daß man einen Ausſchluß im geſetzlichen Wege nur dann annehmen 
werde, wenn er Folge ehrenrühiger Handlungen ſei, ſo kann ich mein Be⸗ 
denken ohne Weiteres für beſeitigt anſehen und fallen laſſen. r 

Juſtiz-Miniſter Uhden: Ich will nur bemerken, daß das eine Redar- 
tions-Sache iſt. Es wird nicht nöthig ſein, ſich darüber auszuſprechen. 

Fürſt v. Lychnowski: Es iſt reine Faſſungsſache. 

Marſchall: Der Herr Referent ist derſelben Anſicht, alfo wollen wir 
zur Abſtimmung ſchreiten. 5 

Graf von Arnim: Ich wollte nur bemerken, daß mir jedes Bedenken 
wegzufallen ſcheint, nachdem die Verſammlung die Form beliebt hat, dieſelben 
Perſonen nicht mit dem ausdrücklichen Worte des Beſcholtenſeins zu belegen, 
ſondern ſie nur für ſolche zu erklären, die aus ſtändiſchen Verſammlungen 
auszuſchließen ſind 

Fürſt von Lychnowski: Ja wohl, ja! 

Graf von Pork: Ich möchte doch noch erklären, daß der Herr Land⸗ 
tags-Kommiſſar geſagt hat, daß nur beſcholtene Perſonen gemeint find. 

Graf v. Arnim: Ich glaube, es können auch hier Fälle vorkommen, 
in welchen, wie der Herr Königl Kommiſſar vorgeſchlagen hat, Perſonen 
auszuſchließen ſein werden von der Verſammlung, in denen ich gleichwohl 
nicht wünſchenswerth hielte, die Bezeichnung »beſcholten« „ wie 
es in dem Paragraphen des Geſetzes in der erſten Linie ſich findet. Ich ſetze 
den Fall, daß ein an ſich ganz ehrenhafter Bürger einer Stadt ſich in der 
Leidenſchaft gegen den Vürgermeiſter, gegen den Vorſtand der ſtädtiſchen Ver⸗ 
waltung in einer Weiſe vergeht, ſei es durch wörtliche oder irgend eine an⸗ 
dere Beleidigung oder Verletzung, die ihm eine Kriminalſtrafe zuzieht, fo 
kann die Stadtverordneten-Verſammlung unter Umſtänden finden, daß es 
nicht angemeſſen fei, dem Mann in derſelben Kommune das Bürgerrecht zu 
belaſſen, wo ein ſolches Verhältnitz zwiſchen ihm und deren Vorſtand beſteht. 
Ob ein folder Mann dann von der ſtändiſchen Verſammlung ausgeſchloſſen 
werden foll, wie von der Gemeinde⸗Verſammlung, das ift eine Frage, über 
welche man verſchiedener Anſicht fein könne. Aber ich fege den Fall, daß 
man ſich für die Affirmation entſcheide, fo. halte ich es für wichtig, daß man 
die Faſſung annimmt, wie ich fie vorgeſchlagen habe, weil ich ſolchen Mann 
nicht in allen Fällen als einen beſcholtenen bezeichnen möchte. 

(Jortſetzung in der zweiten Beilage.) 


für 


112. 


das Großherzogthum Poſen. 


den 17. Mai 1847. 


Zweite Beilage zur Zeitung 


(Fortſetzung aus der erſten Beilage.) i 
Marſchall: Eine Meinungs-Verſchiedenheit liegt eigentlich nicht 
mehr vor. 1 5 2 ? 

Graf York: Ich will nur bemerken, daß die Sache mir infofern wich⸗ 
tig zu fein ſcheint, als die von ſolchem Urtheil betroffene Perſon nothwendig 
heraufgerückt werden muß in die Kategorie der Beſcholtenen, denn nach dem⸗ 
jenigen, was der Herr Landtags⸗Kommiſſar bemerkt hat, ſind die Verbrechen 
von der Art, daß es unzweifelhaft bleibt, es ſeien nur die Beſcholtenen ge⸗ 
ch kann zwar aus der Erinnerung die Verbrechen nicht alle anfüh⸗ 
ndet fi) qualiſizirter Betrug; ich weiß die Namen der ſchönen Ver⸗ 
brechen nicht alle. Es iſt auch angeführt, welcher Unterſchied zu machen iſt 
zwiſchen Ausgeſchloſſenſein vom Bürgerrecht und Verluſt deſſelben. Auch ich 
glaube, daß der Verluſt des Bürgerrechts nicht allein aus den von dem Kö⸗ 
niglichen Herrn Kommiſſar angeführten Gründen, ſondern auch aus anderen 
erfolgen kann, die keinesweges die Ehre des Mannes verletzen, aber für das 
Ausgeſchloſſenſein iſt nach dem Vorgetragenen auch nicht Eines erwähnt wor- 
den, das nicht aufs höchſte gravirend wäre. ; 

Graf v. Arnim: Die letzten Worte des Gefeges lauten: „Es kann 
Jeder, der wegen eines Verbrechens Kriminalſtrafe erlitten hat, durch einen 
Schluß der Stadtverordneten des Bürgerrechts für verluſtig erklärt werden.“ 
Nach dieſem kann alfo, wenn Jemand wegen eines Verbrechens zu einer 
Kriminalſtrafe verurtheilt iſt, ihm durch Beſchluß der Stadtverordneten-Ver— 
ſammlung das Bürgerrecht entzogen werden. Solche Fälle ſind z. B. das 
Duell, Beleidigungen, die unter gewiſſen Modifikationen die Kriminalſtrafe 
nach ſich ziehen können. Und wenn eine Kriminalſtrafe erfolgt, dann ift im- 
mer ein Verbrechen da. Rach einer allgemeinen Rechtsregel kann keine Kri— 
minalſtrafe eintreten, ohne ein Verbrechen. Der Fall iſt alſo da, und der 
Mann kann auf den Grund jener Beſtimmung feines Bürgerrechtes verluſtig 
erklärt werden. Nach meinem Gefühle iſt es nicht wünſchenswerth, daß man 
durch den Ausdruck: „der Mann iſt beſcholten“ ihn vor der Welt in eine 
Kategorie verſetze mit dem gemeinſten Diebe und Räuber. Darum gilt es 
eine Faſſung, die Nr. 3 des Paragraphen fo auszudrücken, daß kein Beden- 
ken bleibe. Uebrigens erledigen ſich alle etwanige Bedenken, wie ich glaube, 
durch die von der Verſammlung angenommene Faſſung. 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Ich wollte zu dem Vortrage des ſehr geehrten 
Herrn Redners nur Einiges hinzufügen. Unſere Geſetze unterſcheiden zwiſchen 
ſiskaliſchen und Kriminal-Unterſuchungen. Zur Kompetenz der erſteren gehören 
leichte Vergehen, namentlich auch die Rüge von Injurien in den dazu geeig— 
neten Fällen. Wegen aller übrigen Verbrechen wird die Kriminal-Unterſu⸗ 
chung eingeleitet, ohne Unterſchied, ob das Verbrechen einen entehrenden Cha— 
rakter an ſich trögt oder nicht. Zu einer ſolchen kann daher auch ein ſonſt 

anz unbeſcholtener Mann gezogen werden, wenn er ſich durch eine augen⸗ 

blickliche Hitze hinreißen läßt, z. B. bei thätlicher Widerſetzlichkeit gegen die 
Abgeordneten der Obrigkeit oder bei eigenmächtiger Selbſthülfe mit Gewalt 
an Perſonen oder Sachen. 

(Ein Mitglied meldet ſich um's Wort.) 

Marſchall: Der Fürſt v. Lychnowski war früher aufgeſtanden. Uebri⸗ 
gens glaube ich, daß wir zur Abſtimmung ſchreiten können. 

v. Kellſch: Ich muß mich nach dem, was ich von dem Herrn Juſtiz⸗ 
Miniſter und dem Grafen v. Arnim gehört habe, für überführt erklären. 

Fürſt v. Lychnowski: Dann würde ich nur noch bemerken, daß ich 
nicht glaube, daß es ſich darum handelt, welche Perſonen wir nach unſerer 
individuellen Anſicht für beſcholten halten, ſondern, daß das Amendement 
meines verehrten Kollegen, dem ich von Herzen beigeſtimmt habe, eine inte 
grirende Diſtinktion, die ſich namentlich auf den Ehrenpunkt bezieht, enthält; 
und ich glaube, daß dieſe Diſtinktion entkräftet wird, wenn fie ſich auf jene 
Klaſſe bezieht, von = ich früher geſprochen habe. 

Marſchall: enn irgend ein geehrtes Mitglied noch das Wort ver- 
langt, um gegen den Vorſchlag des Grafen v. Arnim zu reden, ſo werde ich 
ſehr bereit ſein es ihm zu geben; denn vorhin habe ich nur erklärt, wir 
könnten zur Abſtimmung kommen, weil ich ein allgemeines Einverſtändniß 
vorausſetzen zu können glaubte. 

Graf v. Dyhrn: Nicht gegen den Vorſchlag des Grafen v. Arnim will 
will ich reden, aber ich habe ihn noch nicht formulirt gehört. 

Graf v. Arnim: Ich habe ihn verleſen. 

Marſchall: Ich will die Frage vorläufig ſtellen, fie wird heißen: Tritt 
die Verſammlung auch in Beziehung auf §. 1 Nr. 3 dem Vorſchlage des 
Grafen v. Arnim bei? 

ürſt v. Lychnowski: Da würde ich doch bitten, ihn in Beziehung 
auf Nr. 3 nochmals leſen zu laſſen. 

Marſchall: Ich muß erklären, daß ich die Berathung für erſchöpft 
halte, daß ich glaube, daß wir zur Abstimmung über den Gegenſtand über- 
gehen können, und zwar in der Weiſe, daß diejenigen, welche die Frage: 
„Tritt die Verſammlung auch in Beziehung auf J. 3. dem Vorſchlage des 
Grafen v. Arnim bei?“ verneinen wollen, dies durch Aufſtehen zu erkennen 
geben. (Es erheben ſich nur wenige Mitglieder.) Der Antrag iſt mit einer 
großen ee 1 ee worden, und wir können jetzt zu Nr. 4. deſ⸗ 
elben Paragraphen übe f 
\ so: Die Nr. J. des F. I. hat ihre Erledigung wohl geflern 
ſchon bei der Berathung über die Haupt⸗ Prinzipien gefunden; wenigſtens hat 
91588 0 eine beſondere Bemerkung ihrerſeits nicht mehr zu machen 

Graf v. Sierſtorpff: Wenn ich hier von Standesgenoſſen rede und 
auf das Geſchichtliche zurückgehe, ſo ward früher der Adel vom Adel, der 
Bürger vom Bürger gerichtet. Hier fallen die Vegriffe Veider im Stande 
der Dominialbeſitzer zuſammen. Die Anſichten von ſoztaler Ehre ſind aber 
nicht immer dieſelben; ſo lange es einen Ehrenadel in Preußen giebt, iſt die 
Ehre ſein ererbtes une Dieſes wird ihm nach F. 4 geſchmälert. Denn frü⸗ 
ber har der Adel feine Ehre ſeloſt vercheidigt, im ſchlimmſten Falle durch ei⸗ 
nen Zweikampf, jetzt aber ſoll er ſich vor Schranken stellen. Ich würdr des- 
halb, um die Verſchiedenheit der Vegriffe von ſozialer Ehre auszugleichen, den 
Antrag ſtellen, ob nicht den ritterſchaltlichen oder vielmehr den Dominialver- 
ſammlungen das Recht zuſtehen möge, Ehrengerichte in Betreff des Zwei⸗ 
kampfes zu ernennen, und zweitens den Antrag ſtellen, daß dieſen ſtändiſchen 


meint. 
ren, es 


Verſammlungen das Recht gewährt werden möge, Neulinge für die Aufnah⸗ 
me in das ſtändiſche Recht der Gnade Sr. Majeſtät des Königs zur Be⸗ 
ſtätigung vorzuſchlagen. Der Offizier ſchlägt den Kameraden vor, der ihn 
richtet. — Hier aber iſt der Einzelne genöthigt, jeden Fremden als Richter 
anzuerkennen, der ſich in ſeinem Kreiſe ankauft. 

Marſchall: Es fragt ſich, ob der Vorſchlag die geſetzliche Unterſtüz⸗ 
zung findet? (Findet keine Unterſtützung.) Da das nicht der Fall if, fo ge⸗ 
hen wir um fo mehr darüber hinweg und kommen nun zu $. 2. 

v. Keltſch: Der F. II. des Entwurfs hat geſtern auch ſchon feine Er⸗ 
ledigung gefunden, denn auch ſchon in dem Gutachten faßte man ihn gleich 
mit der Erwägung der Prinzipien zuſammen. Nach meiner Meinung kann 
nun zu F. III. übergegangen werden. Wenn es der Herr Marſchall für 
zweckmäßig erachten ſollte, würde ich hier den F. III. verleſen, um der hohen 
Verſammlung die einzelnen verwickelten Beſtimmungen etwas ins Gedächtniß 
zurückzurufen. Der Paragraph lautet: »Der Vorſitzende jeder ſtändiſchen 
Verſammlung iſt verpflichtet, Thatſachen, welche nach ſeinem Dafürhalten 
die Ehrenhaftigkeit eines Mitgliedes in Zweifel ſtellen, in der Verſammlung 
zu dem Zwecke zur Sprache zu bringen, um den Ausſpruch der Standes- 
genoſſen darüber, ob das Anerkenntniß unverletzter Ehrenhaftigkeit (J. 4.) er⸗ 
theilt oder verſagt werde, herbeizuführen. Außerdem iſt jedes Mitglied der 
Verſammlung befugt, gegen ein anderes Mitglied den Antrag zu ſtellen, daß 
demſelben das Anerkenntniß unverletzter Ehrenhaftigkeit verſagt werden müſſe. 
Dieſer Antrag iſt bei dem Vorſitzenden anzubringen, welcher verpflichtet iſt, 
damit nach den folgenden Veſtimmungen zu verfahren. Der Antrag auf 
Ausſchliezung aus der Verſammlung, möge derſelbe vom Vorſitzenden oder 
einem Mitgliede ausgehen, wird, ſo wie die dafür geltend gemachten Gründe, 
demjenigen, gegen den er gerichtet iſt, ſchriftlich mitgetheilt, und ſofern 
dieſer nicht freiwillig der ſerneren Ausübung ſtändiſcher Rechte ſich enthalten 
zu wollen erklärt, der Verſammlung bei ihrem nächſten Zuſammentreten vor⸗ 
getragen. Der, deſſen Ausſchlietung beantragt wird, iſt befugt, ſich durch 
eine dem Vorſitzenden zu übergebende ſchriftliche Erklärung oder mündlich in 
der Verſammlung zu rechtfertigen. Bei der hiernächſt zu eröffnenden Erör⸗ 
terung und Verathung darf der Angeſchuldigte ſo wenig als bei der Abſtim⸗ 
mung in der Verſammlung gegenwärtig fein. Der Vorſitzende ſtellt ſchließlich 
die Frage: Soll wegen des Antrages das weitere Verfahren eintreten? Wird 
dieſe Frage nicht mindeſtens von zwei Drittel der Anweſenden verneint, ſo 
muß das Verfahren eingeleitet werden. Von dem Beſchluſſe macht der Vor⸗ 
figende dem Ober-Präſidenten der Provinz Anzeige, welcher durch einen Ju⸗ 
ſtitiarius der Regierung den Thatbeſtand aufnehmen und. den Angeklagten über 
ſeine Vertheidigungsgründe vernehmen läßt. Die Entſcheidung fällt hiernächſt: a) 
Die Verſammlung derjenigen Wähler, welche den Angeklagten zur Theilnahme 
an der ſtändiſchen Verſammlung gewählt hat, bei welcher er in Anklage ge= 
ſetzt worden iſt. b) Iſt der Antrag auf Ausſchließung gegen einen Ritter⸗ 
Gutsbeſitzer als Mitglied einer kreisſtändiſchen oder kommunalſtändiſchen Ver⸗ 
ſammlung gerichtet, ſo entſcheidet die zur Wahl des betreffenden ritterſchaft⸗ 
lichen Provinzial = Yandtags- Abgeordneten berufene Wahlverſammlung. 1 
Gehört der Angeſchuldigte dem Herrenſtande, wie folder durch Unſere Ver⸗ 
ordnung vom 3. Februar gebildet worden, an, ſo behalten Wir Uns vor, 
in jedem einzelnen Falle einen aus einem Vorſitzenden und mindeſtens ſechs 
Mitgliedern beſtehenden Gerichtshof von Standesgenoſſen beſonders zu konſti⸗ 
tuiren, deſſen Ausſpruch Unſerer Allerhöchſten Beſtätigung unterliegt. Der 
Ober-Präſident ſendet in den Fällen a. und b. die geſchloſſenen Akten, wel⸗ 
chen eine von einem Rechtsverſtändigen gefertigte Relation beigefügt iſt, dem 
Vorſitzenden der Wahl-Verſammlung. Dieſer trägt der Verſammlung £ wel⸗ 
cher der Angeſchuldigte nicht beiwohnen darf, bei ihrem nächſten Zuſammen⸗ 
treten den Fall vor, läßt die Relation vorleſen und veranlaßt nach vorgän⸗ 
giger Berathung die Abſtimmung über die Frage: Iſt die Ehrenhaftigkeit 
des Angeklagten noch als unverletzt zu betrachten? Die Abſtimmung erfolgt 
durch namentlichen Aufruf nach Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit 
entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden und, wenn dieſer dem Stande des 
Angeklagten nicht angehört, die Stimme des — nach den Lebensjahren älte⸗ 
ſten — Mitgliedes der Verſammlung. Ueber die Verhandlung wird ein von 
allen Anweſenden zu unterzeichnendes Protokoll aufgenommen, deſſen Ausfer⸗ 
tigung unter Unterſchrift des Vorſitzenden ſchleunigſt, ſowohl dem Ober-Prä⸗ 
ſidenten als auch dem Angeklagten, zugefertigt wird. Dieſe Entſcheidung 
unterliegt der Beſtätigung des Standes, welcher auf dem Provinzial⸗Landtage 
den Angeſchuldigten vertritt, wenn a) es ſich um die Ausſchließung von dem 
Provinzial-Landtage handelt, b) der Angeſchuldigte binnen 4 Wochen, nachdem 
ihm die Entſcheidung infinuirt worden, Einwendungen dagegen bei dem Ober— 
Präſidenten anbringt, c) die Verſammlung, welche die Einleitung des Ver⸗ 
fahrens beſchloſſen hat, ſich bei dem Anſpruch nicht beruhigen zu wollen er⸗ 
klärt. Werden hierbei neue Thatſachen von Erheblichkeit angeführt, fo wird 
die Inſtruktion unter Leitung eines von Unſerem Juſtiz-Miniſter dazu be⸗ 
ſtimmten Obergerichts-Präſidenten einem Juſtiz-Beamten aufgetragen. Die 
geſchloſſenen Akten werden hiernächſt dem Provinzial-Landtags⸗Marſchall zu⸗ 
geſtellt. Dieſer ernennt beim nächſten Zuſammentreten des Landtags einen 
Referenten, welcher dem Stande des Angeklagten angehört. Sodann beruft 
der Landtags-Marſchall unter feinem Vorſitze diefen Stand als Ehrengericht 
zuſammen, welches nach Anhörung des Referenten und vorgängiger Berathung 
durch Stimmen-Mehrheit die Entſcheidung der Wahl-Verſammlung entweder 
beſtätigt oder verwirft. Wei dieſem Ausſpruch hat es fein Bewenden.« Es 
hat der Abtheilung geſchienen, daß der Paragraph ſehr viel Material zuſam⸗ 
menfaßt, ſie hat indeſſen für ihre Aufgabe gehalten, nur einige Prinzipien 
ins Auge zu faſſen, die die Details, namentlich die Formen des Verfahrens, 


ſo viel wie möglich auf ſich beruhen zu laſſen, und hat deshalb nur wenige 


Worte in ihr Gutachten aufgenommen. Es fragt ſich nämlich: „Wem ſoll 
die Befugniß zuſtehen, den Ausſpruch über die Ehrenhaftigkeit nach Nr. 4. 
§. I. und §. Ill. des Entwurfs zu thun? Visher hat es hierüber an vollſtän⸗ 
digen Vorſchriften gefehlt, und die Entſcheidung lag zum Theil in der Hand 
landesherrlicher Behörden. Der Entwurf legt den Ausſpruch in das Urtheil 
der verſchiedenen Körperſchaften der Standesgenoſſen, nach den aus der Na⸗ 
tur der Sache ſich von ſelbſt ergebenden Gliederungen.« Es ſchien der Ab— 
theilung unbedenklich, daß die verſchiedenen Gliederungen ſtändiſcher Körper⸗ 
ſchaften, welche beſtehen, auch immer die Entſcheidung zu geben haben. 
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m. Weſentlichen iſt dieſer Grundſatz im F., III. feſigeſtellt, die Ab⸗ 
teilung fand gar keinen Anlaß, ſich näher hierüber zu äußern. 
Eine beſondere Beftimmung aber hat zu einer Bemerkung Anlaß gegeben: 
Nach §. III. litt. c. ſoll, wenn der Angeſchuldigte dem Herrenſtande ange 
hört, ein Gerichtshof von mindeſtens ſechs Standesgenoſſen gebildet werden. 
Die Abtheilung hat eine ſolche beſondere Vorſchrift innerhalb des Herrenſtan⸗ 
des durch die Art ſeiner Zuſammenſetzung gerechtfertigt gefunden, welche es 

insbeſondere unausführbar machen würde, hierbei auf provinzielle Abgrän⸗ 
zungen ſich zu beſchränken. Auch ſchließt fie der auſgeſtellte Grundſatz völlig 
an die beſtehende Austrägal-Verfaſſung an.« Nur ſo viel hat die Abthei⸗ 
lung prinzipiell hier zur Sprache bringen zu müſſen geglaubt. Ueber die 

Formen des Verfahrens werden ſich ſpäter weitere Bemerkungen anknüpfen. 

Marſchall: Es iſt im Weſentlichen von der Abtheilung nichts be⸗ 
merkt, was im Widerſpruch mit dem Geſetzvorſchlag ſtände; die Abtheilung 
tritt ganz bei. 

Fürst zu Lynar: Ich habe über dieſen Gegenſtand einige Worte zu 
ſagen, welche in dieſes Kapitel gehören. Es betrifft die Form des Verfahrens. 
J 97 hierbei ein Amendement zu bringen 

‚von Keltſch; Die Abtheilung iſt dann weiter übergegangen zur Be⸗ 
leuchtung der Formen des Verfahrens und hat dabei zu bemerken: »Der 

Entwurf verordnet, daß jederzeit eine vorbereitende Verhandlung darüber er⸗ 
folgen muß: ob das weitere eigentliche Verfahren eintreten ſoll? Hierin wird 
eine weſentliche Sicherung des Einzelnen gegen vorſchnelle Einleitung der Un— 
terſuchung frivoler Anſchuldigungen gefunden, Zugleich gewährt aber auch die 
Beſtimmung, daß das Verfahren eingeleitet werden muß, wenn die Vorfrage 
nicht mindeſtens durch zwei Drittel der Anweſenden verneint worden, den er⸗ 
forderlichen Schutz für die geſammte ſtändiſche Körperſchaft, daß. fie nicht 
durch eine geringe Majorität gezwungen bleibt, ein Mitglied von zweifelhaf⸗ 
ter Ehrenhaftigkeit ohne weitere Prüfung in fi) behalten zu müſſen.“ Die 
zweite Stelle iſt folgende. . 8 

Fürſt zu Lynar: Das wird die Stelle ſein, zu der ich etwas zu be— 
merken habe, 

von Keltſch (fährt zu leſen fort,; „Ein Urtheil, welches nicht nach be⸗ 
ſtimmten, geſetzlich im voraus normirten Beweisregeln, ſondern nach Ueber⸗ 
zeugung, auf Grund der Geſammt-⸗Auffaſſung gefällt wird, iſt, feinem in⸗ 
nerſten Weſen nach, mit eigentlichem Inſtanzen-Zuge nicht wohl vereinbar, 
Dies erkennt der Entwurf auch als Regel an. Es iſt aber eine Ausnahme 
davon gemacht; die Entſcheidung ſoll (nach F§. 3 vorletzter Satz) alsdann der 
Beſtätigung des ganzen Standes auf dem Provinzial-Landtage unterworfen 
ein, ſobald a) es ſich um Ausſchließung vom Provinzial-Landtage handelt, 
b) der Angeſchuldigte Einwendungen einlegt, &) oder die anklagende Ver⸗ 
ſammlung ſich bei dem Ausſpruche nicht beruhigen will. Es liegt hierin eine 
anzuerkennende Sicherung des Intereſſe des Einzelnen und der Körperſchaf— 
ten gegen übereilte oder leidenſchaftliche Entſcheidungen. Gegen die im Ent⸗ 
e egen Formen für die Feſtſtellung des Thalbeſtandes iſt ein 
erhebliches Bedenken nicht entſtanden. Mach der Anſicht der Abtheilung iſt 
der weiteren Ausbildung vertrauungsvoll zu überlaſſen, ob etwa durch Er⸗ 
fahrung Abänderungen einzelner Punkte ſich als räthlich zeigen werden. Zur 
Abstimmung wird die Frage vorgeſchlagen: Tritt die hohe Kurie den Beſtim⸗ 
mungen des §. 3 bei 2 
Graf von Stierſtorpff: Was den Punkt des dritten Paragraphen 
betrifft, fo glaube ich, iſt dem Kläger ein zu weites Feld geöffnet. Es be⸗ 
darf nur ſechs Stimmen unter funfzehn, um die Klage aufzunehmen und 
e Dadurch würde nicht allein dem Mißtrauen der Weg gebahnt 
werden, ſondern auch dem Haß und dem Neid, ſogar niederer Berechnung, 
wenn es darauf, ankäme, einen einflußreichen Führer einer politiſchen Gegen— 
partei zu ſtürzen. Ich glaube, dem Oſtracismus würde damit Thür und 
Ze geöffnet fein. Wenn ich unter Mangel politiſcher Ehrenhaftigkeit na⸗ 
mentlich Veſtechung bei Wahlen verſtehe, fo hat England furchtbare Stra— 
fen darauf geſetzt; aber wehe dem Ankläger, wenn er keinen Beweis liefert. 
Allein was geſchieht bei uns dem Kläger, der möglicherweiſe verläumdet. 
Ei den Gang der Aburtheilung kann nie genug Gewicht gelegt werden. 

erluſt der Ehre iſt ein moraliſcher Tod, die Gnade Sr. Majeſtät giebt ein⸗ 
zelnen Staatsbürgern das Leben zurück, die Ehre niemals, am wenigſten 
binnen fünf Jahren. Was jedoch die Freiſprechung betrifft, ſo gleicht dieſe 
nicht einer anderen bürgerlichen Loslaſſung. Die Ehre bei den Männern iſt 
wie der Sittlichkeitsruf bei den Frauen. Der bloße Verdacht tödtet fie. 
Deshalb trage ich darauf an, die einfache Maforität der Stimmen bei Auf⸗ 
nahme der Klage und die abſolute Majorität von zwei Drittel Stimmen bei 
der Urtheilsfällung feflzufegen. N 

Fiürſt zu Lynar: Es handelt ſich hier um eine vorberathende Ver⸗ 
handlung, worin feſtgeſtellt werden ſoll, ob ein weiteres Verfahren in einer 
E renſache einzuleiten ſei oder nicht. Der Gejg-Entwurf geht von der wohl⸗ 
ae Abſicht aus, einmal die Reinheit der ſtändiſchen Verſammlungen 
da urch ſicher zu ſtellen, daß das weitere Verfahren eingeleitet werden müſſe, 
wenn auch nur der dritte Theil der Verſammlung den vorliegenden Fall 
dazu für geeignet hält; zum anderen will er auch den Betheiligten vor einer 
leichtſinnigen Anklage, vor einer voreiligen Unterſuchung ſchützen, indem 
angeordnet wird, daß der Anklage keine Folge gegeben werden ſolle, 
wenn zwel Drittel der Verſammlung eine ſolche für unbegründet erachten. 
Dieſe wohlwollende Abſicht, dem Angeklagten Schutz zu gewähren, wird aber, 
meines Erachtens, nicht erreicht, weil es dem Angeſchuldigten nicht genügen 
kann, daß die angebrachte Klage nach einer nur oberflächlichen Unterſuchung 
ſelbſt von einer groben Majorität niedergeſchlagen wird; es muß ihm viel- 
mehr auch ſeinerſeits das Recht zustehen, auf eine vollſtändige Unterſuchung 
anzutragen, um auf dieſe Weiſe ſeine Ehre zu rechtfertigen. Von dieſen 
Geſü len und Rückſichten geleitet, erlaube ich mir einen Zuſatz zu der be⸗ 
a Stelle des Entwurfs in Antrag zu bringen. Dieſer Zuſatz würde 
lauten nach den Worten: „Wird dieſe Frage nicht mindeſtens von zwei Drit⸗ 
teln der Anweſenden verneint, ſo muß das Verfahren eingeleitet werden.“ 
Guſatz); „Wird ſie aber auch von mehr als zwei Dritteln verneint, ſo ſoll 
doch dem Angeſchuldigten das Recht, ſich zu rechtfertigen, vorbehalten 
bleiben und er die Befugniß haben, nun ſeinerſets auf das Verfahren 
anzutragen.“ Ich erlaube mir, Durchlauchtigſter Marſchall, die Bitte, die⸗ 
fen Zufag, als Amendement, zur Abſtimmung zu bringen. 


Marſchall: Es fragt ſich, ob das Amendement die geſetzliche Unter- 
ſtützung findet? (Es erheben ſich weniger als ſechs Mitglieder.) Das Amen⸗ 
dement iſt nicht unterſtützt. 

Graf Mork: Ich glaube nicht, daß ein Zweifel darüber ſtattfinden kann. 
Jeder, welcher angeklagt iſt, kann auf Fortgang der Unterſuchung antragen. 
Marſchall: Ich glaube aber, daß ein ſolcher entweder aus der Ver⸗ 
ſammlung herausbleiben kann, wenn er es mit der Ehre nicht verträglich 
findet, in derſelben zu erſcheinen, oder daß er auf Unterſuchung anträgt. 
Das kann ihm nicht benommen werden. paz St a 

Fürſt zu Lynar: Nach dem Geſetze wäre es allerdings zweifelhaft, ob 
dem Angeſchuldigten ein ſolches Recht zuſtehe. 445 5 

Juſtiz⸗Miniſter Uhder: In dem Geſetze iſt nur vorgeſehen, daß für 
den Fall, wenn zwei Drittel für die Verneinung ſind, keine weitere Unter⸗ 
ſuchung ſtattfinden fol. Eine Zahl mußte angenommen werden, da ja ſonſt 
das weitere Verfahren unter allen Umſtänden, ſelbſt wenn die ganze Ver⸗ 
ſammlung ihn für unſchuldig erklären würde, eintreten müßte. Wird deshalb 
jetzt das Amendement geſtellt, daß dem Angeklagten freiſtehen ſolle, auch wenn 
zwei Drittel der Verſammlung ihn für unbeſcholten erklären würde, dennoch 
auf das weitere Verfahren zum Zweck ſeiner vollſtändigen Reinigung anzu⸗ 
tragen, ſo wird näher zu präciſiren ſein, ob ihm das Recht auch dann zu⸗ 
ſtehen ſolle, wenn die ganze Verſammlung ihn einſtimmig freiſpricht, oder 
wenn auch nur eine Stimme ſich wider ihn erklärt. 

Marſchall: Es ſcheint mir nur darauf anzukommen, ſich klar zu ma⸗ 
chen, ob dem Angeſchuldigten das Recht zuſtehe oder nicht, auf den Fortgang 
der Unterſuchung anzutragen, und es ſcheint mir kein Bedenken obzuwalten, 
daß ihm dieſes Recht zuſtehen müſſe. Wenn der Antrag des geehrten Mit⸗ 
gliedes keine Unterſtützung gefunden hat, ſe ſcheint mir das nicht daher zu 
rühren, daß man feiner Anſicht entgegentritt, ſondern vielmehr daher, daß 
man annimmt, es läge ſchon im Geſetze, fo daß alſo über die Sache ſelbſt 
allgemeines Einverſtändniß vorhanden iſt. 5 f 
Fuürſt zu Lynar: Dann wäre das Amendement allerdings unnütz, und 
14 amrde es zurücknehmen können, aber die Aeußerung des Herrn Juſtiz⸗ 

tiniſters ſcheint das Amendement doch nothwendig zu machen. 

Marſchall: Es handelt ſich immer nur darum, ob anzunehmen iſt, 
daß dem Angeſchuldigten das Recht nicht zuſtehe, auf eine weitere Unterſu⸗ 
chung des Falles anzutragen? 

Juſtiz-Miniſter Uhden: Wenn die Beſtimmung des vorliegenden Ge⸗ 
jeg- Entwurfs ſtehen bleibt, ſo kann der Angeklagte auf eine weitere Unter⸗ 
ſuchung nicht antragen, wenn zwei Drittel der Anweſenden ihn für unbe⸗ 
ſcholten erklären. 

Marſchall: Bleibt ihm nicht Möglichkeit, darauf anzutragen, daß 
er der vollen Unterſuchung unterworfen werde? a 

Juſtiz-Miniſter Uhden: Nach dem Geſetz-Entwurfe nicht. Wird der 
Antrag geſtellt, daß, wenn noch ein Einziger in der Verſammlung den An⸗ 
geklagten für beſcholten erklärt, daſſelbe Verfahren eintreten ſoll, was die 
Regierung für den Fall vorgeſchlagen hat; wenn nicht zwei Drittel der An⸗ 
weſenden die Frage verneinen, fo läßt ſich dagegen nichts erinnern. 

Marſchall: Jedenfalls bleibt es ihm freigeſtellt, das gerichtliche Ver— 
fahren zu beantragen. f Ks 

Fürſt zu Lynar: Ich habe mir ſchon erlaubt, anzuführen, daß ich mich 
in meiner ſtändiſchen Ehre verletzt erachten kann, und daß doch die Möglichkeit 
vorhanden iſt daß ich bei den Gerichten, mit der Klage abgewieſen würde. 

Eine Stimme: Es iſt ein Amendement geſtellt worden. 

Marſchall: Aber es iſt nicht unterſtützt worden. 

Eine Stimme: O ja! es ſind viele aufgeſtanden. 

(Es erheben ſich nun mehr als 6 Mitglieder zur Unterſtützung.) 

Marſchall: So kommen wir alſo zur Abſtimmung. Wollen Sie das 
Amendement nochmals verleſen. 

(Fürſt zu Lynar verlieſt ſeinen obigen Antrag nochmals.) 
zu Marſchall: Ich glaube, daß wir über den Gegenftand abſtimmen 
önnen. ; 

Fürſt von Lychnowski: Auch dann noch, wenn der Ankläger ſeine 
Anklage zurückzieht; denn es iſt die erſte Satisfaction, die er dem Ankläger 
gegenüber erhalten muß, und wenn die ganze Verſammlung erklären ſollte, 
daß er unſchuldig iſt. Man kann dann annehmen, daß der Antrag auf 
Fortgang der Unterſuchung gleichſam die erſte Genugthuung iſt, die er dem 
Ankläger gegenüber ſich nimmt wobei er dieſen in das Licht ſtellt, in welches 
er geſtellt werden muß. Ich kann nur vollkommen meinem verehrten Freunde 
aus der Lauſitz darin beiſtimmen, daß dem Gekränkten das Recht freiſtehen 
müffe, auf Fortgang der Unterſuchung anzutragen, und das Ehrgefühl die⸗ 
ſer hohen Kurie wird nur um ſo lauter und reiner hervortreten und erkannt 
werden, wenn dieſer Antrag einſtimmig angenommen wird. 

Marſchall: Das heißt, daß ein ſolches Erkenntniß nur von dem Rich⸗ 
ter und nicht in der Verſammlüng gefällt werden könne. 

Fürſt v. Lychnowski: Nein, in der Verſammlung. „ , 

Fürſt zu Lynar: Nein, mein Antrag iſt der, daß es in dieſem Falle 
eben ſo gehalten werden ſoll (auf Antrag des Angeklagten), wie es gehalten 
würde, wenn die Majorität ihn nicht freigeſprochen hätte. 5 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Selbſt dann, wenn die ganze Verſammlung 
ihn freiſpricht? Dann muß die Faſſung anders präzifiet werden; da der 
Herr Fürſt zu Lynar nur geſagt hat, daß, wenn auch zwei Drittel die Frage 
verneinen, auf Antrag des Angeklagten die Unterſuchung fortgeftellt werden ſoll. 

Fürſt v. Lychnowski: Ich würde mir erlauben, den Antrag des Für⸗ 
fien zu Lynar dahin zu modiſtziren, daß geſagt wird: „Selbſt dann, wenn 
die ganze Verſammlung die Frage verneint 2 

Graf York: Wenn die ganze Verſammlung für die Unſchuld des 
Mannes ſich ausspricht, fo weiß ich nicht, gegen welches Phantom er auſtre⸗ 
ten will. ; 7 2 2 ö 
Marſchall: Dann könnte nur der Fall noch eintreten, daß eine ge⸗ 
richtliche Unterſuchung eingeleitet würde, aber keine weitere Unterſuchung vor 
der Verſammlung ſtaltfände. 10 13 1707 

Juſtiz⸗Miniſter Ubden: Ich bin wohl mihverſtanden worden. Der 
Antrag des Herrn Fürſten zu Lynar war Dabu dem d daß, wenn auch 

pei Drittel die Frage verneinten, doch jedenfalls dem Angeklagten freiſtehen 
ſolle, den Fortgang der Unterſuchung zu beantragen. Darauf habe ich er⸗ 
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ied⸗ aß mir u unbeſtimmt erſchiene, es müßte beſtimmter ausge⸗ 
n aer „ wenn nur ein Einziger da wäre, welcher für das 
Schuldig ſich ausſpräche, auf ein ſolches Verfahren eingegangen werden müſſe, 
indem ſonſt der Angeklagte auch dann darauf antragen könnte, wenn die 
ganze Verſammlung ihn für unbeſcholten erklärte. Man muß alſo den An⸗ 
trag näher präziſiren, und es müßte mindeſtens geſagt werden: »Selbſt wenn 
noch ein Einziger da iſt, welcher die Beſcholtenheit behauptet.“ 

ürſt zu Lyn ar; Ich bin ganz damit einverſtanden. d 

ürſt v. Lychnowski: Ich würde ſagen: »Wird fie auch von zwei 
Drittel der Anweſenden oder von der ganzen Verſammlung verneint, und 
nimmt der Antragſteller auch ſpäter feinen Antrag zurück, fo ſoll dem Ange— 
ſchuldigten doch das Recht, ſich zu rechtfertigen, vorbehalten bleiben, und er 
die Befugniß haben, auf Unterſuchung anzutragenn« { 
Jiauſtiz⸗Miniſter Uhden: Es dürfte allerdings genügen, wenn im Amen⸗ 
dement geſagt wird; es iſt gleichgültig, ob die ganze Verſammlung oder zwei 
Drittel derſelben ihn für unbeſcholten erklärt, ihm ſteht das Recht dennoch 
zu, die Unterſuchung zu beantragen. . . 

8 N 1 Nach den zuletzt geſprochenen Worten brauche ich blos Ein⸗ 
zelnes hinzuzufügen, um jeden Zweifel zu heben. Der Gegenſtand des Vor⸗ 
verfahrens iſt nichts weiter, als die Frage: Soll das weitere definitive Ver⸗ 
fahren eintreten? Dem Angeklagten muß, wie ſchon hinreichend entwickelt 
worden iſt, der Schutz gewährt werden, daß er auch ſeinerſeits ſich vollkom⸗ 
men reinigen könne, wenn auch die erſte Anklage fallen gelaſſen iſt. Das 
Entſcheidende der Sache iſt alſo das, daß ihm das Recht hierzu unter allen 
Umſtänden geſichert bleiben muß. Alſo eine Zahl der früheren Abſtimmung 
kann ihm dieſes Recht nicht nehmen, und wenn den letzten Worten, die von 
dem Herrn Juſtiz⸗Miniſter geſprochen ſind, Folge gegeben wird, ſo würde 
die Faſſung ſo zu treffen ſein, daß es dem Angeklagten in allen Fällen frei⸗ 
geſtellt bleibe, ſeinerſeits auf Rehabilitirung anzutragen. 

Marſchall: Zuerſt haben wir über den Paragraph abzuſtimmen. Die 
Abtheilung ſtimmt pure bei. E 

Eine Stimme: Aber das Amendement? 

Marſchall: Wir kommen zum Amendement ſpäter, daſſelbe würde nicht 
wegfallen, wenn dem Antrage der Abtheilung beigeſtimmt wird. Der Abän⸗ 
derungs⸗Vorſchlag enthält blos einen Zuſatz, und es kann daher bei der Ab⸗ 
ere un fo mehr in der Ordnung geblieben werden, die bei Gefeg-Ent- 
würſen gewöhnlich ift, daß nämlich zuerſt über den Vorſchlag der Abtheilung 
geſtimmt wird. 8 8 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Das Gouvernement hat gar nichts gegen dieſen 
Vorſchlag, und das, was ich geſagt habe, bezog ſich von Anfang an blos 
darauf, daß der Antrag nur deutlicher präziſirt werde. 0 
Marſchall: Die erſte Frage iſt auf den Vorſchlag der Abtheilung ge⸗ 
richtet, welche dem Geſetz⸗Entwurf beiſtimmt, und würde in der Weiſe zur 
Abstimmung kommen, daß diejenigen, welche nicht beiſtimmen, aufſtehen. 
(Niemand erhebt ſich.) Er iſt angenommen. 

Landtags⸗Kommiſſar: Nachdem ein verehrter Redner geſagt hat, 
daß die Kurie der drei Stände den berathenen Vorſchlag unanimiter ange⸗ 
ene eee fo will ich mir erlauben, den betreffenden Paſſus aus dem 
ſtenographiſchen Bericht vorzuleſen. (Dies geſchicht.) Es iſt hiernach alſo 
pure angenommen, Sr. Majeſtät dem Könige vorzuſchlagen, daß auch dann, 
wenn die Majorität ihn freiſpricht, er ohne Rückſicht auf das Stimmverhält⸗ 
niß dennoch ſelbſt auf Einleitung der Unterſuchung antragen kann. 

Morſchall: Es wird alſo füglich eine ſpätere Faſſung noch vorzube⸗ 
halten und im Allgemeinen die Frage zu ſtellen ſein, ob man dem gemachten 
Vorſchlage beitritt, und diejenigen, welche nicht beitreten wollen, würden dies 
durch Aufſtehen zu erkennen geben. (Niemand erhebt ſich) 

Graf v. Sierſtorpff: Ich glaube nicht, daß wir der Kurie der drei 
Stände gegenüberſtehen, ſondern dem ganzen Lande. 

Referent: Zu F. 4 iſt kein Abänderungs-Vorſchlag gemacht worden, 
welcher zu berathen wäre. i g 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, fo iſt §. 4 des Geſetz⸗ 
Entwurfs angenommen. 3 1 N 

Referent: §. 5 würde zunächſt nochmals vorzuleſen ſein. (Dies ge⸗ 
ſchieht.) „Die Abtheilung hat einſtimmig erkannt“ u ſ. w. (Lieſt die be⸗ 
treffende Stelle im Abtheilungs-Gutachten vor.) Die Abtheilung war der 
Anſicht, daß hier ein reines Ueberſehen Platz gegriffen haben möchte. Wenn 
einmal angenommen wird, daß der Ausſpruch anderer Körperſchaſten, als: 
müiatdſch enen gerchte, Bürgergemeinden ꝛc. eine Wirkung äußern könne, 
die in die ſtändiſchen Rechte eingreift, ſo ſchien es der Abtheilung ſachgemäß, 
daß man 15 allen Umſtänden dann wenigſtens den ſtändiſchen Körpers 
ſchaften den Weg anbahnen müßte, ihrerſeits die Vegnadigung nachſuchen zu 
können, . fie auch nicht die Körperſchaft war, von der die Anklage aus⸗ 
gegangen iſt. 

Graf York: Nachdem heute durch das Amendement des Herrn Grafen 
von Arnim, welches angenommen iſt, von der Verſammlung ausgeſprochen 
wurde, daß es Fälle gebe, wo mit der Ausſchließung aus der ſtändiſchen Ver⸗ 
ſammlung gleichzeitig die Beſcholtenheit ausgedrückt ſein kann, und daß es 
Weenerleite Fälle giebt, in denen dies nicht nothwendig gefolgert wird, ſo 
dit mir nach dieſem Beſchluß die Anſicht des Ausſchuſſes nicht mehr in 
„Diem Fon nn 1155 ae er } 

iglicher Kommiſſar: Es iſt von dem Herrn Referenten die 

Aae anaaen rochen, daß der F. 4 ſich auf alle Fall en müffe, wo 
Zeman ee eſcholtenheit wegen von der Stände⸗-Verſammlung ausgeſchloſſen 
ſei. 8 FELANBE ich mir anzuführen, daß dies die Abſicht der Ver⸗ 
waltung ei Vorlage es Geſetz⸗Entwurfes nicht geweſen ſei. Wenn Jemand 
ipso jure dadurch ausgeſchloſſen iſt, daß er zu entehrenden Strafen durch ein 
Kriminalgericht verurtheilt, oder durch das Ehrengericht vom Oſſizierſtande 
ausgeſtoßen if, oder auch durch die Stadtverordneten-Verſammlung das Bür⸗ 
gerrecht verloren hat, fo kann er nicht anders rehabilitirt werden, als dadurch, 
daß diejenige Verminderung feiner Ehre aufgehoben wird welche Urſache 
ſeiner Ausſchließung aus der Stände Verſammlung war. Wer alſo zu ent: 
ehrenden Strafen verurtheilt iſt, muß durch Seine Majeflät den König pure 
begnadigt werden. In demſelben Fall iſt derjenige, der durch ein Ehrenge⸗ 
richt aus dem Ofſizierſtande entfernt iſt, und wer auf geſetzlichem Wege aus 
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den Bürger⸗Verſammlungen ausgeſchloſſen iſt, der muß zuvor auf geſetzlichem 


Wege wieder in die Verſammlung aufgenommen werden. Hat dieſe Reha⸗ 
bilitirung ſtattgefunden, ſo hört auch die Ausſchließung von den ſtändiſchen 
Functionen auf. Der F. 1 ſoll ſich nur auf Fälle beziehen, wo Jemand 
durch eine ſtändiſche Verſammlung ſelbſt auf dem Wege, welchen der & 3 
vorſchreibt, ausgeſchloſſen iſt. Allerdings aber iſt es die Anſicht geweſen, daß 
Perſonen, welche durch eine ſtändiſche Verſammlung für beſcholten erklärt 
ſind, abgeſehen von jeder Urſache der Beſcholtenheit, auf den Antrag der 
Stände-Verſammlung von Sr. Majeſtät dem Könige nach Verlauf von fünf 
Jahren begnadigt und in ihre ſtändiſchen Rechte reſtituirt werden können. 
Es iſt nicht angenommen, daß jede Beſcholtenheit einen unauslöſchlichen Makel 
nach ſich zieht, vielmehr ſoll in einem ſolchen Falle die auf Antrag der Stände 
erfolgte Begnadigung Sr. Majeſtät des Königs ausreichen, um als völlig 
rehabilitirt in die Stände-Verſammlung zurückgeführt zu werden. ni 
Fürſt v. Lichnowski: Ich finde ein kleines Wort in dem Paragraphen 
V. ein Wort, das ich mit Freuden geleſen habe, und das mir viel Entſchä⸗ 
digung zu enthalten ſcheint für frühere Vorfälle, es iſt das Wörtchen „nur“, 
es ſteht in dem Paragraphen: „Die Wiederzulaſſung zur Ausübung ſtändi⸗ 
ſcher Rechte werden wir nur auf den Antrag der Verſammlung, welche die 
Anklage beſchloſſen hat, genehmigen.“ Es haben ſich alſo Se. Majeſtät des 
Allerhöchſten Einſchreitens durch dieſes Wörtchen „nur“ begeben, und es darf 
Niemand ſelbſtſtändig eingreifen, durch Niemand den Körperſchaften das Recht 
genommen werden; und wenn wir uns vielleicht in einer Debatte, auf die 
ich nicht zurückkommen will, eines Rechtes begeben haben, ſo ſehe ich in dem 
Wörtchen nur gewißermaſſen eine Genugthuung dafür. Wir ſind die höch⸗ 
fien, die einzigen Richter über den Wiedereintritt in unſere Mitte, und des 
Königs Majeſtät haben von der Initiative gewißermaßen abgeſtanden. In 
dem Worte nur fehe ich eine große Rehabilitirung, und deswegen ſtimme 
ich der Faſſung dieſes Paragraphen mit Freuden bei. 12 
Secretair: Ich wollte mir die Frage erlauben, ob die Bedenken, 
welche durch die Rede des Herrn Königl. Kommiſſars erörtert worden ſind, 
nicht dadurch gehoben würden, daß man im 8. 4 auf den 8. 3 Bezug nehme. 
Landtags⸗Kommiſſar: Das wäre eine Erläuterung ganz im Sinne 
des Geſetzes. i 163 
Marſchall: Der Herr Referent hat ſelber erklärt, daß er es mehr 
für eine Faſſung halte, und ich nehme an, daß derſelbe auf die Frageſtellung 
nicht beſtehen wird. (Referent erklät ſich damit einverſtanden.) Es iſt alſo 
zur Abſtimmung kein Grund vorhanden, und wir können zum anderen Pa⸗ 
ragraphen übergehen. | 
Graf v. Arnim: Es iſt mir nach dem eben Geäußerten einigermaßen 
zweifelhaft, ob eine beſtimmte Form vorgeſchrieben iſt, in welcher Weiſe nun 
der Wiedereintritt in die ſtändiſchen Verſammlungen in ſolchem Falle effek⸗ 
tuirt wird, wo der Antrag auf Rehabilitirung beiſpielsweiſe von einem Eh⸗ 
rengericht ausgeht eine andere Verſammlung als das Ehrengericht aber die 
Rehabilitation zu beantragen wünſcht. Wenn ich recht verſtanden habe, iſt 
es die Anſicht des Gouvernements, daß in dem Falle, wenn ein Ehrengericht 
einen Offizier aus dem Ofſtzierſtande ausſchließt und er hierdurch der Mit⸗ 
gliedſchaft verluſtig geht, eine Rehabilitirung nur ſtattſinden ſoll, wenn das 
Offizier⸗Corps oder er ſelbſt auf Begnadigung antrüge, des Königs Maje⸗ 
ſtät ihn begnadigte und hierdurch den früheren Ausſpruch tilgte. Ich ſtelle 
nun die Frage, ob es nicht rathſam ſein würde, da die Form der Rehabili⸗ 
tirung nach der eben ausführlich erörterten und präziſirten Faſſung ſich aus⸗ 
drücklich nur bezeichnet ſindet, für den Fall des F. III., wo nämlich die An⸗ 
klage von der ſtändiſchen Verſammlung ausgeht, es nicht blos zur Beſeiti⸗ 
gung von Zweifeln, ſondern überhaupt wünſchenswerth wäre „zu beſtimmen, 
wie es in den übrigen Fällen der Rehabilitirung mit dem Antrage zu halten. 
Kriegs⸗Miniſter v. Boyen: In Hinſicht auf die militairifhen Ver⸗ 
hältniſſe ſcheint es gar keinem Bedenken unterworfen, daß man von dem 
Grundſatze ausgehen muß, daß, wenn Jemand getrennt von dem Dffizier- 
Stande gelebt hat, die militairifchen Gerichte keine Cognition von ihm ha⸗ 
ben, ſondern den anderen Körperſchaften, die fein Leben beobachten konnten, 
r are l zu — 13 
Graf Pork: erlaube mir auf das zurückzukommen, was ich glei 
anfangs geäußert habe, daß es mir ſcheint, als weh die ſtändiſche ee 
lung in allen den Fällen, wo mit dem Ausſchluß aus ihrer Mitte nicht auch 
zu gleicher Zeit die Beſcholtenheit verbunden wäre, wohl auch auf Rehabili= 
terung wieder antragen könne, das heißt auf die Rückgabe der Fähigkeit wie⸗ 
der in der ſtändiſchen Verſammlung Platz nehmen zu dürfen. Im entgegen⸗ 
geſetzten Fall muß ich beſtimmt der Meinung bleiben, daß der, welcher für 
beſcholten erachtet iſt, überhaupt nicht mehr fähig iſt, wieder aufgenommen 
u werden. b 
: Eine Stimme: Rach dem Stande der Sache, wie fie jetzt ſteht, muß 
ich dem widerſprechen. Wir haben alle die für beſcholten erklärk, welche un⸗ 
ter Nr. 1 a und b des erſten Paragraphen begriffen find; es kann Jemand 
aber einem Kiminal-Urtheil verfallen, nachher aber wieder begnadigt und 
wieder hergeſtellt werden; ſoll der fein ganzes Leben hindurch beſcholten blei⸗ 
ben? Ich glaube, das iſt unmöglich. 
Marſchall: Der Referent hat darauf verzichtet, daß eine Frage⸗ 


ſtellung erfolge. 
Graf von Arnim: Ich glaube, über den 15 würde man ſich eini⸗ 
gen müſſen; mein Antrag geht dahin, daß zu F. 5, wo es heißt: »Die 
Wiederzulaſſung zur Ausübung ſtändiſcher Rechte werden Wir nur auf den 
Antrag der Verſammlung, welche die Anklage beſchloſſen hat, genehmigene, 
hinzugefügt werde: »daß auch in den übrigen Fällen der Ausſchließung von 
ſtändiſchen Rechten die ſtändiſche Körperſchaft auf die Wiederzulaſſung und 
Begnadigung antragen könne. Meine Frage geht daher dahin: „Soll bei 
der Regierung beantragt werden, die ſtändiſche Körperſchaft iſt befugt anzu⸗ 
erkennen, auch in den Fällen auf Wiederzulaſſung zu ſtändiſchen Rechten an⸗ 
zutragen, in denen nicht von ihr ſelbſt die Anklage ausgegangen iſt “ 
Referent: Das iſt das Amendement der Abtheilung. Ich nehme kei⸗ 
nen Anſtand ihm beizutreten und es zur Abſtimmung bringen zu laſſen; ich 
halte es für wichtig und weſentlich. . . 
Landtags⸗Kommiſſar: Gegen einen ſolchen Antrag würde von Sei⸗ 
ten des Gouvernements nichts zu erinnern fein, wenn er nicht allein dahin gin⸗ 
ge, eine auf dieſe Weiſe beſcholtene Perſon zu den ſtändiſchen Verſammlun⸗ 
gen wieder zuzulaſſen, ſondern dieſelbe in allen Beziehungen zu rehabilitiren. 
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So aber, glaube ich, kann das Amendement auch nur verſtanden werden. Für 
dieſen Fall iſt gewiß nichts dagegen zu erinnern, wenn ich gleich hinzufügen 
muß, daß ich den Zuſatz nicht für nöthig halte, weil es ſich von ſelbſt ver⸗ 
ſteht, daß einer ſtändiſchen Verſammlung eine ſolche Bitte nicht verwehrt 
werden kann und wird. 5 

RNeferent: Den Antrag, welchen der Graf Arnim vorgeſchlagen hat, 
wünſchte ich angenommen zu ſehen. (Mehrere Stimmen treten dem Antrage bei.) 
f Marſchall: Der Antrag iſt unterſtützt worden, und da er auch hin⸗ 
reichend verſtanden ift, gehe ich ſogleich zur Frageſtellung über, in der Weiſe, 
daß die, welche ihm nicht beitreten, dies durch Aufſtehen zu erkennen geben 
würden. (Der Antrag wird angenommen.) Wir kommen nun zu §. 6 

Referent verlieſt §. 6: »Die ſtändiſchen Rechte ruhen: 1) in allen den 
Fällen, in welchen das Bürgerrecht oder Gemeinderecht ruhen; 2) wenn eine 
Kuratel⸗ oder Kriminal- Unterſuchung eingeleitet iſt; 3) wenn eine ſtändiſche 
Verſammlung nach Nr. III. den Beſchluß gefaßt hat, das Verfahren eintre— 
ten zu laſſen, bis ein rechtskräftiger Ausſpruch ergangen ift.« Das Gutach⸗ 
ten dazu lautet: »Die ſtändiſchen Rechte ſollen in den drei in dieſem Para⸗ 
graphen angegebenen Fällen ruhen. Die Abtheilung findet es bei dem jetzigen 
Zuſtande unſeres Kriminalgerichts-Verfahrens einigermaßen bedenklich, der 
Einleitung einer Kriminal-Unterſuchung ohne Weiteres dieſe Wirkung beizu⸗ 
legen. Sie iſt indeſſen einſtimmig der Anſicht, daß ſich dieſer etwaige Uebel⸗ 
ſtand nicht bei Gelegenheit der jetzigen Verordnung beſeitigen läßt, ſpricht 
jedoch den Wunſch aus, daß baldmöglichſt feſtere Formen für die Einleitung 
wöch Kriminal-Unterfuhung im Wege der Geſetzgebung geſchaffen werden 
möchten '« 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, ſo iſt ein Einverſtänd⸗ 
niß mit dem Antrage des Ausſchuſſes vorauszuſetzen, und wir können daher 
zum $. 7 übergehen. 1 

Referent: $. 7 lautet: »Alle den vorſtehenden Anordnungen zuwider⸗ 
laufende Vorſchriften werden hiermit aufgehoben.“ Die Abtheilung hat ihn 
einſtimmig angenommen. (Lieſt): Der F. VII. iſt einſtimmig als erwünſcht 
und zweckmäßig anerkannt worden. Als Hauptfrage wird zur Abstimmung 
vorgeſchlagen: Tritt die hohe Kurie dem Entwurfe der Verordnung bei? 
Schlüßlich wird bemerkt, daß der in der Denkſchrift in Ausſicht geſtellte Er⸗ 
laß einer Inſtruktion an die Gerichts-, Militair- und ſtädtiſchen Behörden 
dringend nothwendig erſcheint.“ 

Marſchall: Auch hier iſt dem Antrage des Ausſchuſſes beigeſtimmt 
worden. Weitere Gegenſtände liegen zur Berathung nicht vor, und ich muß 
mir vorbehalten, zu der nächſten Sitzung ſpäter einzuladen. Die Sitzung iſt 
geſchloſſen. (Schluß der Sitzung 33 Uhr.) 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 12. Mai. 

Die Sitzung beginnt 10 Minuten nach 10 Uhr, unter dem Vorſitze des 
Landtags⸗Marſchalls von Rochow. 

Marſchall: Verleſung des Protokolls. 

(Nachdem das Protokoll durch den Secretair verleſen worden war.) 

Marſchall: Findet ſich gegen das Protokoll etwas zu erinnern? Es 
iſt nichts erinnert, das Protokoll iſt alſo angenommen. Es iſt die Allerhöchſte 
Entſcheidung über meine allerunterthänigſte Eingabe eingegangen, betreffend 
die Auslegung des F. 26. des Geſchäſts-Reglements. 

Secretair Naumann verlieſt dieſe Entſcheidung vom 9. Mai d. I., 
welche ſo lautet: 

„Ich eröffne Ihnen auf die Anzeige vom Sten d. Mts., daß Ich Ihr 
Verfahren in Veziehung auf die anliegend zurückerfolgende Petition mehrerer 
Deputirten des Großherzogthums Poſen, die Aufrechterhaltung der polniſchen 
Nationalität und Sprache betreffend, vom 29ſten v. its. nur vollkommen 
billigen kann. Denn da nach $. 13. der Verordnung vom Zten Februar d. 
J. über die Bildung des Vereinigten Landtages Vitten und Beſchwerden, 
welche allein das Intereſſe der einzelnen Provinzen betreffen, den Provinz 
zial⸗Landtagen verbleiben ſollen, fo dürfte der bezeichnete Antrag, welcher 
ausdrücklich dahin gerichtet iſt, die den Polen im Großherzogthum Po⸗ 
ſen zugeſicherte Nationalität ſchützen und pflegen zu laſſen, indem der⸗ 
ſelbe lediglich die Intereſſen Einer Provinz als ſeinen Gegenſtand bezeichnet, 
nicht zur Berathung der Kurie der drei Stände gelangen, und ſind Sie als 
deren Mrrſchall eben fo befugt als verpflichtet, alle Verhandlungen von ders 
ſelben fern zu halten, welche ihr nicht durch das Geſetz oder Reglement zus 
gewieſen ſind. Ihren Wunſch, die bezeichnete Petition ausnahmsweiſe zur 
Berathung der Stände-Kurie zu überweiſen, würde Ich um fo lieber erfül⸗ 
len, als die darüber anzuknüpfenden Verhandlungen nur geeignet fein könn⸗ 
ten, Meine wohlmeinenden Intentionen für alle Meine Unterthanen polniſcher 
Nation ins Klare zu ſtellen; es würde aber dieſe Ueberweiſung eine offenbare 
Verletzung des Geſetzes enthalten, und muß Ich es Mir lediglich aus dieſem 
Grunde verſagen, darauf einzugehen. Dagegen dürfen die Unterzeichner der 
Petition, wenn ſolche entweder durch Vermittelung des nächſten Provinzial⸗ 
Landtages. oder jetzt unmittelbar an Mich gelangt, verſichert ſein, daß der 
Inhalt auf das Genaueſte geprüft und jeder Beſchwerde, welche ſich als be— 
gründet herausſtellen möchte, Abhülfe gewährt werden wird. 


Berlin, den 9. Mai 1817. 
* (gez.) Friedrich Wilhelm. 


An 
den Marſchall der Kurie der drei Stände des Vereinigten Landtags, 
Dberft- Lieutenant von Roch ow. 

Marſchall: Die verehrten Antragſteller aus der Provinz Poſen wer⸗ 
den hieraus entnommen haben, daß Se. Majeſtät der König zwar nicht ge⸗ 
ruht haben, meine allerunterthänigſte Bitte in ihrem ganzen Umfange zu er⸗ 
füllen; indeſſen der Allerhöchſte Veſcheid giebt doch eine Erfüllung, die dem 
ſehr nahe ſteht, was ich gebeten habe, Se. Majeſtät der König haben Kennt⸗ 
niß von dieſer Petition genommen, Sie wollen, wenn dieſe Petition entweder 
jetzt oder durch Vermittelung des Provinzial⸗Landtages bei Allerhöchſtdemſel— 
ben eingereicht wird, darauf Rückſicht nehmen und Alles, was möglich iſt, 
erfüllen. Ich glaube, die verehrten Bittſteller werden ſich dadurch befriedigt 
halten. Anzuzeigen habe ich noch, daß Se. Majeſtät der König befohlen 
haben, daß bei der heute angekündigten Berathung über die Verordnung, be⸗ 
treffend die Abſchätzung bäuerlicher Grundſtücke, der Herr Präfident Lette das 
Miniſterium des Innern vertreten wird. In den Händen der verehrten Mit⸗ 


glieder befindet ſich der Abdruck eines Regulativs, welches ich über di iſ⸗ 
ſung der ſtenographiſchen Berichte erlaſſen habe. Es iſt 3 hehe 
dieſer Abdruck als Entwurf bezeichnet iſt, es wird vielmehr ſchon heute danach 
verfahren werden. Es iſt heute keine Sitzung in der Herren-Kurie, daher find 
heute alle Stenographen bei uns beſchäftigt, und die Berichtigung ihrer Nie⸗ 
derſchriften wird ſchon während der Sitzung oder nach derſelben erfolgen 
können. Dennoch wird die Einrichtung vielleicht heute noch nicht ganz in 
Ausführung kommen können, weil es der erſte Verſuch iſt und von 10 Ste⸗ 
nographen, die erforderlich erachtet worden find, nur neun anweſend find; 
aber es wird doch annähernd geſchehen können, was gewünſcht worden if. 
Auch habe ich anzuzeigen, daß der von 137 Mitgliedern unterzeichnete, bei 
mir eingegangene Antrag, den ich dem Herrn Marſchall der Herren-Kurie 
mij dem Anheimgeben zugeſchickt hatte, ihn in den Vereinigten Kurien zur 
Verathung zu bringen, mir von demſelben, als hierzu nicht geeignet, wieder 
zugeſtellt worden, mir alſo nichts übrig geblieben iſt, als ihn demjenigen der 
Herren Unterzeichner, welcher an der Spitze ſteht, zurückzugeben. 

Abg. Frhr. v Vincke: Ich fand, als ich geſtern Abend ſpät nach Haufe 
kam, das Schreiben vor und habe noch nicht Zeit gehabt, den übrigen Herren 
Antragſtellern von dem Inhalte des Schreibens Kenntniß zu geben. 

Marſchall: Das Wort hat Herr von Bodum-Dolffs verlangt. 
Abgeordn. von Bockum-Dolffs: Ich muß zu meinem Bedauern auf 
einen Gegenſtand zurückkommen, über den ich mich in der Sitzung vom Aten 
d. M. rügend bereits ausgeſprochen habe. Den vom Buchhändler Reimarus 
veröffentlichen Landtagsverhandlungen iſt die Ueberſchrift gegeben worden: 
„Unter Aufſicht des Secretariats.“ Meine Abſicht ging damals dahin, die 
hohe Landtags-Verſammlung dagegen zu verwahren, als ob das Secretariat 
des Landtages fi dazu hergeben könne, einer Buchhändler⸗Speculation feinen 
Namen zu verleihen. Anderentheils ſchien es mir auch nothwendig, dieſe 
Rüge anzubringen, damit ſich Reimarus nicht ein Monopol aneigne. Gewiß 
iſt es der Wunſch der hohen Verſammlung, daß ihre Verhandlungen ſo weit 
als möglich in das ganze Publikum eindringen. Das geht aber nicht, wenn 
die Verhandlungen übermäßig vertheuert werden. Fallen fie der Konkurrenz 
anheim, ſo iſt anzunehmen, daß ſie um einen geringen Preis zu erlangen 
ſein werden; ſolches hört aber auf, wenn eine Buchhandlung ſich anmaßt 
unter der angeblichen Aufſicht des Secretariats die Verhandlungen amt lich 
abzudrucken. Die damals ausgeſprochene Rüge ſcheint von Reimarus nicht 
verſtanden worden oder nicht ſcharf genug geweſen zu ſein; denn er iſt doch 
darauf noch fo weit gegangen, die Verhandlungen unter der Rubrik: „Amt⸗ 
liche vollſtändige Ausgabe“ in der Beilage zur Nr. 127. der Allgemei- 
nen (Augsburger) Zeitung vom 7. Mai c. anzukündigen, und er 
hat außerdem ſogar hier in der Kanzlei der hohen Landtags-Verſammlung 
einen Proſpektus ausgelegt, der feine Sammlung abermals, als „unter Aufficht 


des Sekretariats des Vereinigten Landtags“ herausgegeben bezeichnet. Es iſt 


mir nun bekannt geworden, daß andere Unternehmer gleichfalls Au 
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ſchreckt werden, ſobald die von Reimarus herausgegebenen ſich als amtlich 
zu erkennen geben. Es iſt hier geſagt worden, daß der Marſchall der Ver⸗ 
einigten Kurien und der Secretatr v. Leipziger dieſem Unternehmen eine ge- 
wiſſe Theilnahme zu widmen beabfichtigt hätten. Ich muß es dahin geſtellt 
fein laſſen, wie weit dieſe gehen ſoll, ich meines Theils kann im Namen des 
Secretariats zur Wahrung des Anſehens und der Würde der hohen Ver— 
ſammlung aber nur den beſtimmten Antrag an den Herrn Marſchall der 
Drei⸗Stände-Kurie richten, entweder zu veranlaſſen, daß der Buchhändler 
Reimarus die fragliche Rubrik weglaſſe, oder daß der Weg Rechtens gegen 
ihn betreten werde. 

Abgeordn. von Leipziger: Ich glaube, daß das Secretariat kein Kol⸗ 
legium iſt; wenn alſo einer der Secretaire die Aufſicht übernimmt, fo ſollte 
ich glauben, daß dies nur Sache des Secretairs iſt. Ob der Herr Marſchall 
vielleicht die Verſammlung hätte darüber fragen ſollen, muß ihm anheimge⸗ 
ſtellt bleiben. 0 
Marſchall: Von meiner Seite würde nur das geſchehen können, daß 
ich dem Herrn Reimarus unterſagte, die des Secretariats hierbei als mit» 
wirkend bezeichen zu wollen (er wird unterbrochen durch mehrmaligen Ruf: 
„amtlich! amtlich l«) Ihm dieſes zu unterſagen, dazu bin ich nicht berech⸗ 
tigt. Um meinerſeits den Weg Rechtens zu ergreifen, dazu bin ich ebenfalls 
nicht befugt. Ich kann alſo nur dem Herrn Landtags⸗Kommiſſar davon 
Anzeige machen, damit er die Schritte tue, welche er für angemeſſen hält. 

Landtags-Kommiſſar: Die Verwaltung hat ſich bisher in dieſe 
Privat⸗Spekulation in keinerlei Weiſe gemiſcht und am allerwenigfien ſolche 
zu einem privilegium exclusivum machen wollen. Im Gegentheil habe ich 
mich veranlaßt gefunden, dem Herrn Marſchall der Vereinigten Kurie an- 
zuzeigen, daß eine andere Buchhandlung ſich erboten habe, die Ausgabe 
bedeutend wohlfeiler zu liefern, und anheimgeſtellt, ob ſie mit dieſem Buch⸗ 
händler in ein ähnliches Verhältniß treten wollte. Wenn der Herr Mar⸗ 
ſchall mir den Wunſch ausdrückt, dem ꝛc. Reimarus zu unterfagen, die Aus⸗ 
gabe der Landtags» Verhandlungen eine amtliche zu nennen und fie als: 
»unter Auſſicht des Secretariats erſchienen« zu bezeichnen; fo würde ich das 
nicht anders ausführen können, als durch die Eenfur. 1 Indeß glaube ich, 
daß, ſobald dieſe Erklärung vorliegt, die Einwirkung des Eenfors genügen 
wird, um dieſen Gegenſtand zur Zufriedenheit der hohen Verſammlung ſei⸗ 
ner Erledigung entgegenzuführen. 6 f . 

Abg. Hanſemann: Mir ſcheint es, daß ganz einfach von Seiten des 
Herrn Marſchalls anzuzeigen wäre, daß dieſe Herausgabe nicht eine amtliche 
ſei. Eine ſolche Anzeige in den Zeitungen würde hinreichend genügen. 

Marſchall: Es wären alſo zwei Hauptmeinungen vorhanden. Die 
eine, ob der Vorſchlag des Hrn. Laudtags⸗Kommiſſars angenommen werden 
fol, und die andere, ob von dem Drarſchall die Anzeige gemacht werden ſoll, 
daß dieſe Ausgabe weder eine amtliche, noch eine durch das Sekretariat be⸗ 
ſtätigte iſt. E > 

Abg. Gier: Ich halte für nothwendig, daß unſer Marſchall (Getüm⸗ 
mel) mit dem Marſchall der Herren-Kuxie Rückſprache nimmt (vermehrter 
Lärm), weil die Anzeige des Buchhändlers den ganzen Vereinigten Landtag 


berührt. 
g (Fortſetzung folgt.) 


